




Vorwort 

Europas Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes einigten sich während unse-
rem 9. Kongress in Toulouse vom 20. bis 23. Mai 2014 auf ehrgeizige politische 
Ziele. Diese werden in den kommenden 5 Jahren unser Leitfaden für unsere ge-
meinsame Arbeit als Gewerkschaften im EGÖD sein, um die Entscheidungen un-
serer Arbeitgeber im öffentlichen und privaten Sektor, unserer Regierungen, der 
europäischen Institutionen und anderer globalerAkteure zu beeinflussen, die sich 
auf Arbeitnehmer, unsere Familien und das Gemeinwesen auswirken. Wir wer-
den unsere Kräfte mobilisieren, um die Interessen von Arbeitnehmern zu schützen 
und zu stärken, und um eine gerechtere Gesellschaft zu erreichen. Wir kennen 
das Ausmaß der Herausforderungen, denen wir gegenüber stehen, insbesondere 
in Anbetracht des gewerkschaftsfeindlichen Umfelds, dem viele unserer Gewerk-
schaften ausgesetzt sind. Nur gemeinsam können wir daran etwas ändern, unsere 
Siege feiern und unsere Gewerkschaften stärken. Als eure Vorsitzende und euer 
Generalsekretär werden wir gemeinsam mit euch zusammenzuarbeiten, um dies 
zu realisieren.

Annelie Nordström
Vorsitzende

Jan Willem Goudriaan
Generalsekretär 
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1. Ein anderes Europa

Der EGÖD lehnt die rücksichtslose Sparpolitik ab, die sowohl ungerecht als auch 
ineffektiv ist, und bekräftigt seine Verpflichtung, ein soziales Europa aufzubauen, 
in dem eine nachhaltige Entwicklung, qualitativ hochwertige öffentliche Dienste, 
Vollbeschäftigung, Arbeitnehmerrechte, das Wohlergehen der BürgerInnen und der 
Sozialstaat im Mittelpunkt stehen. Seit Ende 2008 sind die Beschäftigten und die 
Gewerkschaften der öffentlichen Dienste im Rahmen der in ganz Europa durchge-
setzten Sparmaßnahmen Angriffen von Seiten der Regierungen und Arbeitgeber 
ausgesetzt. Diese Maßnahmen hatten schwerwiegende Auswirkungen auf die Er-
bringung und die Qualität der öffentlichen Dienste haben zu vermehrter Armut und 
steigender Arbeitslosigkeit – insbesondere für junge Menschen – geführt und haben 
die Arbeitnehmerrechte unterwandert.
Diese Folgen wurden durch die Auswirkungen längerfristiger struktureller Maßnah-
men wie Outsourcing, Privatisierung und Liberalisierung noch verschärft. 
Viele EGÖD-Mitgliedsorganisationen müssen sich nicht nur ihren nationalen Regie-
rungen widersetzen, sondern auch den Kampf  gegen die Sparmaßnahmen orga-
nisieren, die gemeinsam von den Institutionen der Europäischen Union und/oder 
dem Internationalen Währungsfonds und der Europäischen Zentralbank gestützt 
oder sogar von ihnen selbst auferlegt werden. Diese Institutionen beteiligen sich 
inzwischen an beispiellosen direkten Angriffen auf das Recht auf Kollektivverhand-
lungen sowie gegen Löhne, Pensionen, Renten und Beschäftigungsbedingungen der 
ArbeitnehmerInnen im öffentlichen Dienst und auf die soziale und politische Rolle 
der Gewerkschaften.
Ein soziales Europa ist die Antwort auf die Herausforderungen des 21. Jahrhunderts, 
ist aber besonders seit Beginn der weltweiten Krise einem Kurs gefolgt, der dem in 
der europäischen Bevölkerung vorhandenen Euroskeptizismus und - noch schlim-
mer - der Europhobie in die Hände spielt und damit allen Spielarten des politischen 
Extremismus Tür und Tor öffnet.



9

EGÖD-KONGRESS EntschlieSSungen – 2014

5

6

7

8

Wir müssen weiter laut und deutlich das europäische Ideal proklamieren und uns für 
das Europa einsetzen, das wir wollen – dieses andere Europa, das sich uns zurzeit 
entzieht.
Das soziale Europa (obwohl noch weit von seiner Vollendung entfernt) wird abgewi-
ckelt. Das ist eine zentrale Sorge nicht nur für Gewerkschaften in der Europäischen 
Union, sondern auch für die außerhalb der Europäischen Union, die das Konzept des 
europäischen Sozialmodells als Vorbild dafür verwenden, was sie mit ihren Kampa-
gnen für bessere Beschäftigungsmöglichkeiten und soziale Rechte erreichen wollen.
Angesichts dieser Angriffe verpflichten sich der EGÖD und seine Mitgliedsorgani-
sationen, im Interesse der ArbeitnehmerInnen, ihrer Familien und Gemeinschaften 
Antworten auf die Probleme und Herausforderungen zu finden, mit denen sich die 
Eurozone, die Europäische Union und das Europa außerhalb der EU auseinanderset-
zen müssen. Für den EGÖD geht eine starke Gewerkschaftsbewegung Hand in Hand 
mit unseren Leitideen für ein anderes Europa. Jede weitere europäische Integration 
muss die sozialen Rechte der ArbeitnehmerInnen sowie die soziale und politische 
Rolle der Gewerkschaften  sichern  und ausbauen.
Europa muss sich den neuen Herausforderungen des 21. Jahrhunderts stellen. Euro-
pa muss sich angesichts schwindender natürlicher Rohstoffe, sozialer Ungleichheit, 
steigender Arbeitslosigkeit und demografischer Herausforderungen neu erfinden 
und seine Stärken für eine bessere, sozial gerechtere, florierende, demokratische 
und friedfertige Zukunft mobilisieren.
Eine positive europäische Agenda basiert auf den Grundsätzen der sozialen Gerech-
tigkeit, der Gewerkschaftsrechte, der Menschenrechte und der Demokratie. Die-
se sollten Vorrang haben vor den Wettbewerbs- und Binnenmarktregeln; dies gilt 
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sowohl für Handelsabkommen in Europa als auch in anderen Teilen der Welt. Der 
EGÖD will, dass die Binnenmarkt- und Wettbewerbsregeln zu einer sozial gerech-
ten Gesellschaft beitragen, und nicht, dass diese Regeln missbraucht und verletzt 
werden, um die Ausübung dieser Rechte einzuschränken und den Fortschritt zu 
einer sozial gerechten Gesellschaft in der EU selbst, in der EU-Außenpolitik, oder 
durch andere Regierungen in Europa zu behindern. Der EGÖD unterstützt die For-
derung des EGB nach einem Protokoll für den sozialen Fortschritt als Ergänzung zum 
EU-Vertrag und als Garant für die Umsetzung dieser Grundsätze.
Das andere Europa ist ein Europa, in dem der öffentliche Sektor über eine ausrei-
chende Zahl qualifizierter, gut ausgebildeter, motivierter und gut bezahlter Beschäf-
tigter verfügen muss. Das kann geleistet werden durch gutes und transparentes 
Management, Kollektivverhandlungen, sozialen Dialog und Gewerkschaftsrechte 
auf Information, Beratung und Verhandlung. Es macht außerdem Maßnahmen er-
forderlich, die gleichen Lohn für gleiche Arbeit gewährleisten, die Vereinbarkeit von 
Berufs- und Familienleben unterstützen, unsichere und prekäre Arbeitsbedingungen 
beenden.
ArbeitnehmerInnen am selben Arbeitsplatz mit identischer Tätigkeit sollen den glei-
chen Lohn erhalten unabhängig von ihrem Beschäftigungsstatus – Stammbeleg-
schaft, Zeitarbeit, Leiharbeit oder sonstiger Status.
Eine positive Agenda für Europa nimmt den Kampf gegen die Armut und gegen so-
ziale Ausgrenzung auf und wendet sich gegen alle Formen der Diskriminierung, sei 
es aufgrund der ethnischen Herkunft, der Rasse, der Nationalität, des Geschlechts, 
von Behinderungen, der sexuellen Orientierung, des Alters oder der Religion.
Ein anderes, ein soziales Europa kann außerdem eine sozial gerechtere Welt voran-
treiben und muss sie mitgestalten, da die Europäische Kommission, der Europäische 
Rat und größere europäische Länder einflussreiche Akteure auf globaler Ebene sind, 
einschließlich der Vereinten Nationen (VN), G-20 und internationaler Finanzinstitute. 
Mit der Internationale der öffentlichen Dienste (IÖD) als federführender Organisati-
on auf globaler Ebene müssen der EGÖD und seine Mitglieder ihren Einfluss und ihr 
Gewicht geltend machen, sich für Änderungen einsetzen und die globale Agenda in 
ihrem Sinne verändern.
Der EGÖD fordert ebenfalls die Umsetzung von IAO-Übereinkommen, deren Rati-
fizierung bereits erfolgte oder in Kürze erfolgen wird, in die Rechtsordnung der EU 
unter Anwendung von Rechtsakten nach Art. 151-155 AEUV.
Der EGÖD, der aus nationalen Mitgliedsorganisationen und deren lokalen und regi-
onalen Organisationen besteht, verpflichtet sich:

· mit gemeinsamen Aktionen und im Bündnis mit Gleichgesinnten auf allen Ebe-
nen auf ein anderes Europa hinzuarbeiten,

· seine Rolle als die europäische Region der IÖD und als Gewerkschaftsverband 
für den öffentlichen Dienst innerhalb des EGB voll auszufüllen, um dieses Ziel zu 
erreichen,

· mit anderen IÖD-Regionen dazu beizutragen, den Einfluss der IÖD auf internati-
onale Institutionen zu stärken,

· mit Kampagnen, Lobbyarbeit, Verhandlungen und der Koordination von Aktivi-
täten und Aktionen ArbeitnehmerInnen zu organisieren und qualitativ hochwer-
tige öffentliche Dienste in Europa und darüber hinaus zu verteidigen.
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2. Qualitativ hochwertige 
öffentliche Dienste im Herzen 
eines sozialen Europas
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Qualitativ hochwertige öffentliche Dienste (QPS) stehen im Mittelpunkt demokra-
tischer Gesellschaften, die auf den Menschenrechten, den Prinzipien des Rechts-
staats und sozialer Solidarität begründet sind. QPS unterstützen die Umsetzung von 
Grundrechten, wie sie zum Beispiel in der Allgemeinen Erklärung der Menschen-
rechte (Redefreiheit, Religionsfreiheit, Freiheit von Furcht, Freiheit von Not) der Ver-
einten Nationen (VN) und in der EU-Charta der Grundrechte verankert sind. 
Die Entwicklung von qualitativ hochwertigen öffentlichen Diensten muss Hand in 
Hand mit dem Kampf gegen Betrug und Korruption gehen.
QPS sind ein wesentlicher Bestandteil eines sozialen Europas, weil:

· Sie von konkretem Nutzen für die Gesellschaft sind, indem sie soziale Gerech-
tigkeit und wirtschaftliche Leistung miteinander verbinden und damit Chancen-
gleichheit, Beschäftigung, ein gesundes Leben und Bildung sicherstellen und er-
halten und damit das Wohlergehen der ArbeitnehmerInnen und der Bevölkerung 
fördern;

· Sie zu den gemeinsamen Werten von Solidarität, Gleichstellung der Geschlechter 
und Nichtdiskriminierung beitragen und damit die Fähigkeiten und besonderen 
Eigenschaften jedes Menschen zugunsten einer nachhaltigen wirtschaftlichen 
Entwicklung sowie eines territorialen und sozialen Zusammenhalts nutzen;

· Sie entscheidend sind für den Kampf gegen Armut und Arbeitslosigkeit, vor al-
lem gegen die Jugendarbeitslosigkeit;

· Sie von grundlegender Bedeutung sind für die Bewältigung der Herausforderun-
gen durch die wachsende Ungleichverteilung des Wohlstands, demografische 
Trends und den Klimawandel;

· Sie ein Gemeingut sind und eine gerechtere Verteilung des Wohlstandes sicher-
stellen;

· Sie in Krisenzeiten eine Sicherheitsfunktion übernehmen;
· Sie spielen ebenfalls eine zentrale und wichtige Rolle bei der Förderung der Wett-

bewerbsfähigkeit und der Beschäftigung im privaten Sektor.
Sollen die QPS aufrechterhalten und weiterentwickelt werden, müssen die Finanzie-
rung, Organisation und Bereitstellung von Dienstleistungen auf Solidarität und dem 
Respektieren gemeinsamer Grundsätze und Werte wie gleichberechtigtem Zugang, 
Allgemeingültigkeit, Kontinuität, Anpassungsfähigkeit, Bezahlbarkeit, räumlicher 
Nähe, Sozialpartnerschaft und demokratischer Kontrolle begründet sein. Von zen-
traler Bedeutung für einen finanziell gut ausgestatteten öffentlichen Sektor ist ein 
effizientes Besteuerungs- und Steuerverwaltungssystem. Wenn öffentliche Dienste 
von privaten Unternehmen erbracht werden, müssen die Arbeitnehmerrechte, die 
Löhne und die Arbeitsbedingungen mindestens mit den Standards des öffentlichen 
Sektors vergleichbar sein, erwirtschaftete Gewinne müssen erneut in die Dienste 
investiert werden und dürfen nicht in erster Linie an die Aktionäre ausgeschüttet 
werden. Im Ergebnis übernehmen sie eine Umverteilungsrolle, um eine gerechtere 
Wohlstandsverteilung sicherzustellen.
Nationale, Europäische und internationale politische Maßnahmen  müssen die Ent-
wicklung fairer und progressiver Steuersysteme unterstützen, die nicht nur die Be-

2. Qualitativ hochwertige öffentliche 
Dienste im Herzen eines sozialen Europas
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steuerung der Arbeit  als Schwerpunkt sehen, sondern ebenfalls die Besteuerung 
von Umwelt, Vermögen und Kapital. Es ist von größter Bedeutung, Steueroasen 
zu schließen und Steuerhinterziehung, Betrug und Korruption effizienter zu be-
kämpfen.
Der EGÖD ist gegen die weitere Liberalisierung öffentlicher Dienste und setzt sich 
für ihr Wiedererstarken ein. Die Vermarktlichung dieser Dienste verbessert weder 
ihre Effizienz noch ihre Qualität. Wir müssen uns umfassend darüber bewusst wer-
den, welche Folgen die Vermarktlichung öffentlicher Dienste hat - die Grundsät-
ze und Werte, auf denen öffentliche Dienste aufgebaut sind, werden unterminiert, 
Korruption wird gefördert, und Kapital wird abgezogen und steht nicht mehr für 
produktive, innovative und wohlstandssteigernde Investitionen zur Verfügung. Die 
multilateralen Handelsverhandlungen über ein Internationales Abkommen über 
Dienstleistungen dürfen nicht zu einer weiteren Erosion öffentlicher Dienstleistun-
gen führen. Der EGÖD wird sich an der Arbeit der IÖD beteiligen, um Einfluss auf 
diese Verhandlungen zu nehmen.
Viele Bürger stellen heute eine Wirtschaftspolitik infrage, die zunehmend den Wohl-
stand für immer weniger Menschen sichert und gleichzeitig so viele in Armut zu-
rücklässt. Diese Politik führt außerdem zum Abbau und zur Verschwendung na-
türlicher Rohstoffe und zu Klimaveränderungen und macht die Menschen krank. 
Der Kernpunkt des Modells ist die Ansicht, dass öffentliche Dienste keine öffent-
lichen Güter sind, sondern Güter, die wie alles andere gehandelt werden können. 
Der Kampf für QPS ist deshalb auch ein Kampf für ein faireres und nachhaltigeres 
Wirtschaftssystem. Dieser Kampf beinhaltet eine ausgewogene Verwendung des 
Bruttoinlandsprodukts (BIP) und anderer Indikatoren des Wohlergehens, einschließ-
lich des Zugangs zu qualitativ hochwertigen öffentlichen Diensten.  

Aktionspunkte:
Weiterhin Ressourcen zu schaffen für Forschung, Training, berufliche Qualifizierun-
gen, Kompetenzen, Informationsaustausch, Bewusstseinsbildung, Bündnisbildung 
mit Organisationen der Zivilgesellschaft und Kampagnen für den Kampf für Inves-
titionen in qualitativ hochwertige öffentliche Dienstleistungen und gegen verschie-
dene Formen der „Vermarktung“ in Verbindung mit Privatisierung, Outsourcing und 
öffentlich-privater Partnerschaften (ÖPP) auf Vertragsbasis.
Sich für mehr öffentliche Ausgaben für öffentliche Dienste und den öffentlichen Sek-
tor einzusetzen und diese als Investitionen und nicht als Kosten zu begreifen, indem 
solidarische Finanzierungssysteme erhalten und entwickelt werden, gerechte und 
progressive Steuern erhoben werden, der Steuerwettbewerb beendet wird entspre-
chend  der EGÖD-Charta für Steuergerechtigkeit und Forderungen nach einer ge-
meinsamen Besteuerungsrundlage für Unternehmen mit einem Mindeststeuersatz 
von 25% gestellt werden. Die Einführung einer einheitlichen Bemessungsgrundlage 
bzw. eines einheitlichen Steuerniveaus darf höheren, von den Mitgliedstaaten fest-
gesetzten Steuern nicht im Wege stehen.
Die tiefgreifenden Veränderungen, die im öffentlichen Dienst stattfinden, die stei-
genden Anforderungen der NutzerInnen sowie deren geändertes Verhalten ge-
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genüber öffentlichen Diensten erfordern eine Erneuerung dieser Dienste. Die Ge-
werkschaftsbewegung ist an der Veränderung öffentlicher Dienste umfassend zu 
beteiligen, damit diese gestärkt werden.
Positive Reformen zu nutzen und zu unterstützen, die zu besseren und effektiveren 
öffentlichen Diensten führen, z. B. In Form öffentlich-öffentlicher Partnerschaften.   
Zu den Debatten zum Thema „Jenseits des BIPs“ („Beyond GDP“) beizutragen, die 
eine fairere und nachhaltigere Wirtschaftspolitik entwerfen. 
Die Aufnahme von Sozial- und Umweltkriterien in öffentliche Aufträge zu unterstüt-
zen; so müssen z. B. Unternehmen, die öffentliche Aufträge erhalten, eine bestimm-
te Zahl von Arbeitslosen einstellen oder Lehrstellen anbieten und dabei sicherstellen, 
dass die Bestimmungen geltender Kollektivvereinbarungen eingehalten werden.
Die Einhaltung von Kollektivvereinbarungen und der Klauseln für angemessen Löh-
ne in öffentlichen Aufträgen zu fördern und sich in allen europäischen Ländern für 
die Annahme und Umsetzung des IAO-Übereinkommens 94 über Arbeitsklauseln in 
öffentlichen Aufträgen auch auf kommunaler Ebene einzusetzen. 
Zu untersuchen, wie Mittel sichergestellt werden können, um private Unterneh-
men daran zu hindern, mit öffentlichen Diensten übermäßigen Gewinne zu erwirt-
schaften, insbesondere wenn sie staatliche Hilfe oder andere Formen öffentlicher 
Unterstützung erhalten. Aus diesem Grund fordert der EGÖD die Definition und 
Einführung eines Rechtsrahmens für Kontrolle, Beurteilung, Transparenz und Infor-
mationsfreiheit.
Maßnahmen zu ergreifen, damit Migrantinnen und Migranten, einschließlich derer 
ohne Papiere, vor Ausbeutung geschützt werden und Zugang zu den Dienstleistun-
gen haben, die sie benötigen.
Kampagnenarbeit im Bereich spezieller Handelsabkommen zu leisten, um gemein-
sam mit IÖD einen alternativen Handels- und Investitionsrahmen auf der Basis des 
Schutzes von öffentlichen Diensten, Menschenrechten einschließlich Arbeitnehmer-
rechten und nachhaltiger Entwicklung entsprechend Artikel 21 des EU-Vertrags zu 
erarbeiten, der  festlegt, dass sich die Union bei ihrem Handel auf internationaler 
Ebene von der universellen Gültigkeit und Unteilbarkeit der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten leiten lässt.
Möglichkeiten für die Einrichtung einer Plattform für öffentliche Dienste zu prüfen, 
an der sich der Europäische Gewerkschaftsbund (EGB), der Paneuropäische Regio-
nalrat (PERR) und andere wichtige europäische Gewerkschaftsverbände beteiligen, 
um die Zusammenarbeit und die Kampagnen zur Förderung und zur Verteidigung 
öffentlicher Dienste zu verbessern.



3. Stärkung der 
Arbeitnehmerrechte 
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Kollektivverhandlungen haben eine grundlegende Bedeutung, wenn es um die 
Durchsetzung und Sicherung angemessener Löhne, Renten, Pensionen und Arbeits-
bedingungen für Beschäftigte des öffentlichen Dienstes auf branchenübergreifen-
der, sektoraler und betrieblicher Ebene geht; sie sind ebenfalls ein wichtiger Mecha-
nismus, um eine gerechte Einkommensverteilung zu erreichen.
Das Prinzip der Kollektivverhandlungen ist allerdings beispiellosen Attacken ausge-
setzt. Mehrere einzelstaatliche Regierungen haben Kollektivvereinbarungen aufge-
kündigt oder Verhandlungen eingefroren, und die Europäische Kommission, die Eu-
ropäische Zentralbank und der Internationale Währungsfonds greifen als „Troika“ in 
nationale kollektive Verhandlungsprozesse ein.
Das System einer wirtschaftlichen Steuerung auf europäischer Ebene als Folge der 
Eurokrise droht Kollektivverhandlungen besonders im öffentlichen Sektor zu unter-
graben. Dies ist gleichbedeutend mit einer negativen Koordinierung der europäi-
schen Institutionen und erfordert eine effektivere Koordinierung seitens der europä-
ischen Gewerkschaften.
Gegen prekäre Beschäftigungsverhältnisse zu kämpfen und stabile und nachhaltige  
Arbeitsplätze hoher Qualität in den öffentlichen Diensten zu fördern, ist notwen-
diger als je zuvor, wobei die Bereitstellung von Ausbildung und Stellen für junge 
ArbeitnehmerInnen besonders dringlich ist. Wir arbeiten mit dem EGB gemeinsam 
an einer ordnungsgemäßen Umsetzung der Jugendgarantie, auch im öffentlichen 
Sektor.
Es bleiben noch wichtige Herausforderungen aus der Zeit vor der Krise, die weitere 
Aktivitäten erforderlich machen, nicht zuletzt der Schutz von ArbeitnehmerInnen 
mit Niedriglöhnen und die Aufhebung des Lohngefälles zwischen Männern und 
Frauen. Neue alternative Ansätze in Politikbereichen, die in der Vergangenheit un-

3. Stärkung der Arbeitnehmerrechte 
und der Beschäftigung in Europa durch 
Kollektivverhandlungen, SOZIALEN DIALOG 
UND ARBEITSKAMPFMASSNAHMEN
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ser Anliegen waren, in denen aber zusätzlicher Handlungsbedarf besteht, wären 
wertvoll, um z.B. Ausbildung und Arbeitsstellen für junge ArbeitnehmerInnen und 
humane Arbeitszeiten sicherzustellen. 
Mitgliedsorganisationen mit Informationen und der Gelegenheit zum Austausch von 
Erfahrungen und Beispielen bewährten Praktiken zu versorgen, bleibt ein wichtiges 
Element unserer Arbeit im Bereich der Kollektivverhandlungen, zusammen mit der 
Unterstützung, wo sie möglich ist, von Initiativen, die das Ziel haben, aktive und en-
gagierte Mitgliedschaft am Arbeitsplatz aufzubauen und die Arbeit im Bereich der 
Kollektivverhandlungen auf regionaler und/oder sektoraler Ebene zu koordinieren. 
Die gewerkschaftliche Organisierung ist ein wichtiger Aspekt unserer Arbeit. Dabei 
geht es nicht nur darum, neue Mitglieder und deren Loyalität zu gewinnen. Die 
gewerkschaftliche Organisierung eröffnet einerseits den Mitgliedern die Möglich-
keit für mehr Selbstbestimmung, Autonomie und Mobilisierung; und andererseits 
den Gewerkschaften Vorschlagsinitiativen und die Funktion eines Gegengewichts zu 
Behörden und Arbeitgebern. Jugendnetzwerke spielen eine wichtige Rolle bei der 
Förderung einer aktiven Beteiligung von jungen Menschen an gewerkschaftlichen 
Aktivitäten und in den Strukturen des EGÖD.
Eine starke Gewerkschaftsbewegung leistet einen Beitrag zu einem sozialen Europa.
Die EGÖD-Mitglieder waren an einer umfassenden Evaluierung des europäischen 
sektoralen sozialen Dialogs in den Jahren 2012 und 2013 beteiligt. Die Evaluierung 
hat die einstimmige Unterstützung seitens der Mitglieder sowohl innerhalb als auch 
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außerhalb der Europäischen Union für den Prozess des europäischen sektoralen 
Sozialdialogs ergeben und bestätigt, dass dieser Dialog nicht nur im Hinblick 
seines Ergebnispotenzials wichtig ist, sondern auch als Vorbild und Modell für die 
Entwicklungen auf nationaler Ebene. Die Evaluierung hat aber gleichzeitig auch 
auf die kontinuierlich zu bewältigende Aufgabe hingewiesen, ihn noch effektiver 
zu gestalten, die Ergebnisse konkreter und verbindlicher zu gestalten und von den 
Arbeitgebern ernsthafte Verpflichtungen zu erhalten, sich an dem Prozess der 
Verhandlungen sowie der Umsetzung auf nationaler Ebene zu beteiligen und sich 
für diese Ziele zu engagieren.
Multinationale Unternehmen (MNU) spielen ebenfalls eine Rolle in der Bereitstellung 
öffentlicher Dienste, insbesondere im Energiesektor, aber auch in anderen Bereichen 
wie im Gesundheitswesen, der Bildung, der Justiz und der lokalen Verwaltung. Das 
bedeutete für den EGÖD  bei der Koordinierung von Aktivitäten in multinationalen 
Unternehmen und europäischen Betriebsräten und bei der Beteiligung an Verhand-
lungen über Rahmenvereinbarungen eine größere Rolle zu übernehmen.

Aktionspunkte:
Weitere Unterstützung der Mitgliedsorganisationen beim Austausch von Informa-
tionen über Gewerkschaftsstrategien zu Kollektivverhandlungen und Lohnfindung 
durch das epsucob@-Netzwerk sowie Nutzung der Kollektivverhandlungskonferenz 
und der Arbeitsgruppe, um das Potenzial zur Koordinierung von Aktionen und Kam-
pagnen bei den Mitgliedsorganisationen zu akuten Problemen wie z.B. prekärer Be-
schäftigung  zu untersuchen.
Unterstützung und Koordinierung der Hilfe für Mitglieder bei ihren Initiativen, Ar-
beitnehmerInnen gewerkschaftlich zu organisieren und ihre Rechte durch Kollekti-
vverhandlungen, Sozialdialog und Arbeitskampfmaßnahmen zu verteidigen; auch 
in Fällen, in denen Regierungen und öffentliche Arbeitgeber den Prozess der Kol-
lektivverhandlungen ignoriert oder ausgesetzt haben. Wir werden mit dem EGB 
zusammenarbeiten bei der Inanspruchnahme der Beschwerdemechanismen des Eu-
roparates und mit der PSI, um das Beschwerdesystem der internationalen Arbeitsor-
ganisation (IAO) in vollem Umfang zu nutzen.
Der Bedeutung der allgemeinen Richtlinie für Tarifauseinandersetzungen erneut Gel-
tung verschaffen, damit die Kaufkraft der Löhne und Gehälter erhalten bleibt und 
sichergestellt wird, dass die Bezahlung sich zumindest in Übereinstimmung mit dem 
Privatsektor entwickelt und die ArbeitnehmerInnen an den nationalen durchschnitt-
lichen Produktivitätsgewinnen teilhaben lässt.
Den EGB mit Lobbyarbeit, Aktionen und Unterstützung bei der Erreichung von Ver-
änderungen im System der wirtschaftlichen Steuerung bestärken, damit ein aus-
gewogener Ansatz zu Löhnen entsteht, der sich nicht nur auf Fragen der Kosten-
wettbewerbsfähigkeit konzentriert, sondern in erster Linie angemessene und faire 
Einkommen berücksichtigt sowie die Rolle der Löhne für die Aufrechterhaltung der 
Nachfrage und die Verhinderung einer Deflation.
Kampagnen gegen Entscheidungen europäischer Institutionen durchführen, wenn 
sie spezifische Reformen gesetzlicher oder kollektiver Lohnfindungsmechanismen 
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durchsetzen, z. B. Lohnindexierung, Dezentralisierung von Kollektivverhandlungen 
und eine engere Kopplung der (Nominal)-Löhne an die Produktivität.
Vor dem Hintergrund der Angriffe der einzelstaatlichen Regierungen und der eu-
ropäischen Institutionen auf Kollektivverhandlungen auf die Tatsache hinweisen, 
dass die EU in ihrer gesamten Politik die Ratifizierung und effektive Umsetzung der 
IAO-Übereinkommen über die Kernarbeitsnormen sowie weitere Übereinkommen 
unterstützt. Dies muss besonders das Übereinkommen 151 über die volle Ausübung 
des Rechts auf Kollektivverhandlungen im öffentlichen Dienst beinhalten. 
Mitgliedsorganisationen mit Aktionen, Lobbyarbeit und Unterstützung in ihrem 
Bemühen bestärken, um ArbeitnehmerInnen mit niedrigeren Löhnen besser durch 
„existenzsichernde Löhne“ zu schützen und ebenfalls um die Verbesserung von 
Mindestlöhnen in Kollektivvereinbarungen und von gesetzlichen Mindestlöhnen, 
falls diese existieren, sowie bei der weiteren Verfolgung des Ziels, legale Mindestlöh-
ne zu erreichen, die mindestens 60 % der nationalen Durchschnittslöhne betragen.
Mitgliedsorganisationen bei ihren Aktionen zu unterstützen, das Lohngefälle zwi-
schen Männern und Frauen in den öffentlichen Diensten zu reduzieren.
Alle Initiativen unter den EGÖD-Mitgliedsorganisationen, Kollektivverhandlungsar-
beit auf sektoraler und/oder regionaler Ebene koordinieren und unterstützen.
Weiterhin einen Informationsaustausch zur Kollektivverhandlungspolitik durch Ta-
gungen, Konferenzen, E-Mail-Austausch, die EGÖD-Webseite, usw. zur Verfügung 
stellen.
Der EGÖD wird unterschiedliche Möglichkeiten in Betracht ziehen, seine Kollektiv-
verhandlungspolitik umzusetzen und seine Mitglieder zu motivieren, gemeinsame 
Ziele in ihre Verhandlungspläne aufzunehmen und diesen Prozess über einen Fünf-
jahreszeitraum zu beobachten und zu prüfen. Diese könnte potenziell bei wichtigen 
Themen wie Lohngleichstellung, prekäre Beschäftigung und Ausbildung/Jobs für 
jüngere ArbeitnehmerInnen angewandt werden. Das würde unserer Arbeit zu die-
sen Themen eine klare Struktur und einen Schwerpunkt verleihen und die Stärke und 
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die Breite der Unterstützung unter unseren Mitgliedsorganisationen für Aktionen in 
diesen Bereichen bei ihren Verhandlungen mit Arbeitgebern unterstreichen.
Der EGÖD wird seine Politik im Bereich der Verkürzung und Neugestaltung der 
Arbeitszeit evaluieren, sich weiterhin gegen jede Änderung der Definition von Ar-
beitszeit wehren und für die Abschaffung der Opt-Out-Möglichkeit in der Arbeits-
zeitrichtlinie kämpfen.
Der EGÖD wird einige der wichtigsten Themen, die in der Evaluierung des Sozi-
aldialogs angesprochen wurden, aufgreifen und gemeinsam mit den Mitgliedern 
daran arbeiten, vereinbarte Texte besser umzusetzen und Mitgliedsgewerkschaften 
bei dem Aufbau ihrer Kapazitäten auf nationaler Ebene zu unterstützen und die 
Beteiligung sowohl der Gewerkschaften als auch der Arbeitgeberorganisationen zu 
verbessern. Er wird sich bemühen, die Koordinierung von Maßnahmen zwischen 
den Sektoren, soweit dies relevant ist, zu verbessern und einen Austausch bewährter 
Praktiken unter den Sektoren sicherzustellen. Wir werden außerdem mit den Mit-
gliedsorganisationen untersuchen, wie der Sozialdialog auf andere vorrangig einge-
stufte Sektoren auszudehnen ist und die Auswirkungen auf die Ressourcen klären, 
die dies nach sich ziehen würde. 
Der EGÖD wird die Mitgliedsorganisationen weiterhin beim Aufbau von Gewerk-
schaftsnetzwerken und europäischen Betriebsräten unterstützen und die Koordi-
nierung innerhalb der Unternehmen und der Sektoren verbessern. Der EGÖD wird 
darüber hinaus, in Rücksprache mit den Mitgliedsorganisationen, weiterhin sein 
Verfahren der Verhandlung transnationaler Vereinbarungen nutzen und überprüfen.
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Die Sparmaßnahmen haben jede wirtschaftliche Erholung in Europa erheblich er-
schwert und in zahlreichen Ländern zu inakzeptablen Härten geführt. Jetzt besteht 
die Herausforderung darin sicherzustellen, dass die von diesen Maßnahmen betrof-
fenen europäischen Länder nicht in eine Abwärtsspirale geraten. Hierzu sind ent-
schlossene Initiativen erforderlich, um  neue Arbeitsplätze zu schaffen, die Armut 
zu bekämpfen und sich für soziale Gerechtigkeit und für qualitativ hochwertige öf-
fentliche Dienste einzusetzen. Es darf keine Rückkehr zu „business as usual“ geben. 
Es besteht echter Bedarf an grundlegenden Veränderungen in nationaler, europä-
ischer und globaler Politik, vor allem Bedarf an einer veränderten Auffassung von 
öffentlichen Ausgaben, Investitionen und Besteuerung. Diese müssen eher unter 
dem Aspekt betrachtet werden, was sie zu wirtschaftlichem, sozialem und ökologi-
schen Fortschritt beitragen können, als lediglich als Hindernisse für wirtschaftliches 
Wachstum gesehen zu werden.
Es ist klar, dass weder die europäischen Institutionen – Kommission, Rat und Zentral-
bank – noch die globalen Institutionen wie der Internationale Währungsfonds oder 
die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung irgendwel-
che Maßnahmen vorgelegt haben, die eine ausgewogene Erholung der Wirtschaft 
sichern.  
Die Herausforderung besteht allerdings auch in dem Versuch, Antworten auf grund-
legendere Fragen zu finden, die den wirtschaftlichen Fortschritt und die Frage be-
treffen, wie wir die Beschränkungen der gegenwärtigen Wachstumsmaßnahmen 
überwinden und nachhaltigere und inklusivere Maßnahmen wirtschaftlichen Erfolgs 
in Anbetracht der Tatsache ermitteln können, dass das Bruttoinlandsprodukt (BIP) 
soziale und ökologische Folgen und den Mehrwert von öffentlichen Diensten nicht 
berücksichtigt. 
Wirtschaftliche Steuerung, in welcher Form auch immer, muss demokratisch sein und 
soziale sowie ökologische Fragen berücksichtigen. Gewerkschaften müssen eine Rolle 
in diesem Prozess spielen, ob auf nationaler, europäischer oder globaler Ebene. 
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Aktionspunkte:
Mit dem EGB in Bezug auf die europäischen Institutionen und mit der IÖD in Bezug 
auf die internationalen Institutionen zusammenzuarbeiten, um eine alternative Wirt-
schaftspolitik mit einer ausgewogeneren Herangehensweise an öffentliche Ausga-
ben, faire Besteuerung und öffentliche Investitionen voranzubringen. 
Den Einfluss der Gewerkschaften auf die Politik und Programme der europäischen 
und internationalen Finanzinstitutionen stärken. 
Den EGB in seinen Bemühungen zu unterstützen, wichtige Reformen im System der 
wirtschaftlichen Lenkung auf europäischer Ebene durchzusetzen, um europäischen 
und nationalen Sozialpartnern, nationalen Parlamenten und dem Europäischen Par-
lament in allen Phasen des Europäischen Semesters eine größere Rolle zukommen 
zu lassen. Soziale und ökologische Themen müssen Vorrang haben vor der Wirt-
schaftspolitik und vor den Zielen, die von den europäischen Institutionen gesetzt 
wurden. Von dem engen Fokus auf Haushaltsdisziplin und Wahrung einer niedrigen 
Inflationsrate muss Abstand genommen werden.  Zum Aufgabenbereich der Eu-
ropäischen Zentralbank (EZB) muss das Ziel einer höheren Beschäftigung genauso 
gehören wie das Ziel der Preisstabilität.
Dafür zu sorgen, dass jeder Neuaushandlungsprozess der bestehenden Verträge:

· unsere Sicht eines anderen Europas widerspiegeln soll,
· ein offener und transparenter Prozess mit Möglichkeiten für breite Konsultatio-

nen der Bürger und deren Beteiligung an den Beratungen über den Vertrag sein 
soll,

· Gewerkschaften in wichtigen Bereichen wie wirtschaftlicher Steuerung und So-
zialpolitik eine Rolle spielen sollen, da Gewerkschaften in diesen Bereichen als 
Sozialpartner eine wichtige Rolle spielen. 

Sich innerhalb des EGB und der Gesellschaft allgemein dafür einsetzen, dass eine 
Reform der EU-Verträge einen Beitrag zu einer demokratischeren sowie wirtschaft-
lich und sozial ausgewogeneren EU leistet und dass von der beschränkten Sichtweise 
Abstand genommen wird, dass Gewinnmaximierung und freie Märkte zum Maß 
aller Dinge werden müssen. Zur Diskussionen über alternative Jahreswachstums-
berichte und Strukturmaßnahmen beizutragen, die nachhaltige Entwicklung, Be-
schäftigung, Gleichheit und gerechte Verteilung von Wohlstand fördern. Innerhalb 
der Eurozone bedeutet dies, auf die Bedeutung geeigneter Hilfsmechanismen für 
Länder hinzuweisen, die Probleme mit Wachstum, Entwicklung und Arbeitsplätzen 
haben. Als Alternative zur ökonomisch und sozial schädlichen Krisenbekämpfungs-
politik setzt sich der EGÖD für ein umfangreiches Investitionsprogramm für Europa 
für zehn Jahre in Höhe von jeweils zwei Prozent des Bruttoinlandsprodukts der EU 
ein, das insbesondere, wichtigen Bereichen wie Forschung, Gesundheitswesen, Bil-
dung, Energie-, Wasser- und Abfallwirtschaft, Verkehr, soziale Dienstleistungen und 
Telekommunikation zu Gute kommen sollte. Zur Verringerung der Abhängigkeit der 
Staatsfinanzierung von den Finanzmärkten sowie für die Verbesserung der Bonität 
und die Verringerung der Zinslast verschiedener EU-Länder setzt sich der EGÖD für  
die Ausgabe von Eurobonds und für Initiativen ein, um den Beitrag der Strukturfonds 
und öffentlicher Investitionen zu nachhaltigem Wachstum zu erhöhen. Schließlich 
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ist es erforderlich, sich dafür einzusetzen, dass die Europäische Zentralbank Kredite 
direkt an Mitgliedstaaten zu günstigeren Zinsen als die Finanzmärkte vergeben kann, 
die einen zusätzlichen Aufschlag verlangen. 
Maßnahmen gegen die Auswirkungen aktueller Vorschriften zur wirtschaftlichen 
Steuerung und gegen die Rolle der Europäischen Zentralbank, der Europäischen 
Kommission, des Eurozonen-Rates und der Troika im Hinblick auf Kollektivverhand-
lungen, Lohnpolitik und Autonomie der Sozialpartner.
Auf europäischer und durch die PSI auf internationaler Ebene weiterhin darauf zu 
drängen, dass mehr Länder eine Finanztransaktionssteuer verabschieden als Mittel 
der Regulierung des Finanzsektors und als wichtigen Faktor für ein faireres Besteu-
erungssystem, damit die  öffentlichen Ressourcen für sozial nützliche Güter und 
Dienstleistungen sichergestellt sind.
Auf der Grundlage der „Nein zur Steuerhinterziehung“-Kampagne weiterhin Druck 
auf die Behörden auszuüben, ihre Steuererhebungsquoten zu verbessern und die 
von Unternehmen und wohlhabenden Privatpersonen genutzten Steuerschlupflö-
cher zu schließen.
Weiterhin mit anderen Organisationen und Fachleuten zusammenarbeiten, um eine 
möglichst vielschichtige Debatte über die Entwicklung alternativer Wirtschaftsmo-
delle zu führen, die nicht nur das Wirtschaftswachstum fördern, sondern ebenfalls 
Wohlergehen und Gleichheit. 
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Der Klimawandel ist für sich allein genommen die größte Bedrohung der Generati-
onen von heute und morgen. Viele Menschen machen sich ernsthafte Sorgen über 
diese klimatischen Veränderungen. Diese werden die gesamte Bevölkerung in unter-
schiedlichem Ausmaß betreffen. Es sind besonders die Armen in den Entwicklungs-
ländern, die am stärksten leiden werden, da sie am wenigsten dazu in der Lage sein 
werden, sich auf den Klimawandel vorzubereiten oder dessen Folgen zu vermeiden. 
Wir nähern uns dem Punkt, an dem es kein Zurück mehr gibt (point of no return), 
an dem Veränderungen stattfinden werden, die sich nicht zurückdrehen lassen und 
die Dominosteine fallen werden, die eine Kontrolle zukünftiger Entwicklungen un-
möglich machen. Der Klimawandel ist auf das dominierende Wirtschaftsmodell und 
das Ziel der Gewinnmaximierung und des Wachstums zu jedem Preis zurückzufüh-
ren. Der EGÖD befürwortet die Berücksichtigung des Kampfes gegen den Klima-
wandel in der EU-Politik und Gesetzgebung, die Entwicklung der Zusammenarbeit 
und Investitionsentscheidungen mit klaren, hoch gesteckten Zielen. Grundsätze des 
gerechten Übergangs zu einer kohlenstoffarmen oder sogar kohlenstofffreien Ge-
sellschaft, bei denen Beschäftigungsalternativen und Ausbildung für die betroffenen 
ArbeitnehmerInnen berücksichtigt werden, sollten in die EU-Politik integriert wer-
den.
Die öffentlichen Dienste spielen bei der Reaktion auf den Klimawandel sowohl in 
der kurz- als auch in der langfristigen Planung eine zentrale Rolle. Sie halten den 
Schlüssel für einen Paradigmenwechsel in der Hand, bei dem es nicht mehr darum 
geht, Produktivität und finanzielle Rentabilität zu maximieren, sondern das Wohler-
gehen der Bürger zu verbessern und ihre Bedürfnisse zu erfüllen. Die öffentlichen 
Dienste haben eine ausgleichende Wirkung auf Einkommen und Wohlergehen und 
können bestimmte Dienstleistungen wie Gesundheitsversorgung effizienter als pri-
vate Unternehmen zur Verfügung stellen, weil sie die Ressourcen dort bündeln, wo 
sie gebraucht werden.
Der ökologische Umbau der Gesellschaft, der Ersatz fossiler Energieträger durch er-
neuerbare Energien und energieeffiziente Lösungen sowie weitere klimaschonende 
Maßnahmen sind Teil der Lösung der Wirtschaftskrise.
Der öffentliche Sektor ist für genau die Dienste zuständig, die bei der Anpassung 
an den Klimawandel von zunehmender Bedeutung sind – Energieversorgung, Ab-
fallwirtschaft, Wasserversorgung, Bildung, Gesundheits- und Sozialdienste. Dies gilt 
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umso mehr, als der Übergang umfassende Investitionen auf Ebene der einzelnen 
Staaten und der EU in erneuerbare Energien, in Energieeffizienzmaßnamen für öf-
fentliche Arbeitsplätze und Gebäude, in Infrastrukturen und in Präventionsmaßnah-
men bei Naturkatastrophen erfordert. Alle Lebensbereiche sollen im Prinzip umwelt-
freundlich sein, von der Produktion bis hin zum Tourismus.
Der EGÖD fordert zur Bekämpfung des Klimawandels und anderer Umweltproble-
me einen „Green New Deal“ und längerfristig einen „umfassenden Übergang“ zu 
einer nachhaltigen Entwicklung. Dieser Übergang beinhaltet eine Reform der Finanz-
märkte, grüne Investitionen und Konjunkturpakete sowie eine Umverteilung von Ein-
kommen und Wohlstand. Er bedeutet ebenfalls die Überprüfung der Aufteilung der 
Arbeitszeit und des Umbaus von Infrastrukturen, die Industrieländer zwangsweise 
zu Energiegroßverbrauchern machen (dies kann gelingen durch die Sanierung des 
Gebäudebestandes, die Modernisierung von Verkehrssystemen und die Umstellung 
von Ernährungssystemen), ergänzt durch eine umfassendere Beteiligung der Arbeit-
nehmerInnen und BürgerInnen an Entscheidungen darüber, wie Waren produziert 
und Dienstleistungen erbracht werden.
Das Problem des Klimawandels muss wieder ganz oben auf die Agenda gesetzt 
werden. Die Gewerkschaftsbewegung hat eine gemeinsame Verantwortung mit 
Umweltgruppen, Verbraucherschutzgruppen und anderen basisdemokratischen Be-
wegungen, sich erneut intensiv mit der Klimaproblematik zu befassen. Wir haben in 
der Tat die gemeinsame Verantwortung, intelligentere Klimalösungen zu finden und 
zu entwickeln und eine klimafreundliche Gesellschaft zu errichten.
Wir haben die Aufgabe, die Wechselwirkung zwischen einer aktiven Politik, die auf 
Investitionen und neue Arbeitsplätze zielt, und einem ökologischen, klimafreundli-
chen Wandel zu demonstrieren.
Unser vorrangiges Interesse darf nicht mehr Wachstum um jeden Preis sein, sondern 
ein nachhaltiges, umweltfreundliches und klimafreundliches Wachstum.
Die Herausforderungen des Klimawandels brauchen eine globale Lösung. Selbst 
wenn Europa hier eine Vorreiterrolle mit ambitionierten Zielen für eine kohlen-
stoffarme oder sogar kohlenstofffreie Gesellschaft übernimmt, so müssen doch alle 
führenden globalen Wirtschaftsakteure einen Beitrag leisten. Wenn Europa sich hier 
für einen Alleingang entscheidet, kann dies zu Wettbewerbsverzerrungen führen 
mit Folgen für Arbeitsplätze und Wohlergehen und einem Verlust der politischen 
(oder öffentlichen) Unterstützung  ambitionierter Klimaschutzziele.
Die Gewerkschaften haben nicht nur die Aufgabe, bei der Formulierung nationaler 
und internationaler Strategien mitzuwirken, sondern sie müssen auch für einen Dia-
log am Arbeitsplatz sorgen. Wir haben eine genaue Kenntnis der Betriebe, und un-
sere Mitglieder haben das erforderliche berufliche Wissen, um betriebliche Abläufe 
zu ändern und weiterzuentwickeln. Der soziale Dialog ist für diesen Übergangspro-
zess von entscheidender Bedeutung.
Wir alle haben auch eine persönliche Verantwortung in unserem Berufsleben und 
unserem Privatleben. Als einzelne Person können wir viel bewirken, indem wir unse-
re eigene CO2-Bilanz überprüfen – auch wenn wir zum Erreichen unserer Ziele Anlei-
tung von außen brauchen. Die Gewerkschaften könnten auch in dieser Hinsicht eine 
wichtige Rolle übernehmen, z. B. durch Verhandlungen von Rahmen, die Anreize für 
Veränderungen geben.
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Aktionspunkte:
Sichtweisen der öffentlichen Dienste und der Gewerkschaften im Hinblick auf Klima-
wandel und nachhaltige Entwicklung weiter zu entwickeln.
In den ständigen Ausschüssen und im sektoralen Sozialdialog spezifische Positionen 
und Aktivitäten zu entwickeln.
Regierung und EU aufzufordern, sich zu massiven öffentlichen Investitionen in grü-
ne Arbeitsplätze und in umweltverträglichere öffentliche Arbeitsplätze und Infra-
strukturen sowie für die Erforschung und Entwicklung erneuerbarer Energien zu 
verpflichten, insbesondere von erneuerbaren Grundlastenenergien, zu Investitionen 
in Technologien, die zu einer kohlenstoffarmen Gesellschaft beitragen, und in die 
erforderlichen Fähigkeiten und Qualifikationen von ArbeitnehmerInnen.
Argumente für die Rolle der öffentlichen Dienste (und Eigentümer) zu prüfen, die 
diese bei der Bekämpfung des Klimawandels und in den Bereichen erneuerbarer 
Energien und Netzwerke spielen.
Bindende Energieeffizienzziele zu unterstützen und Kampagnen für grüne Energien 
und Energieeffizienz mit sozialen und wirtschaftlichen Kampagnen zu verknüpfen, 
zum Beispiel, um die Brennstoffknappheit zu beenden und als gesellschaftliche Ver-
antwortung ein echtes Recht auf Strom für alle durchzusetzen.
Soziale und ökologische Kriterien in das öffentliche Auftragswesen zu integrieren.
Eine detailliertere Position zu definieren, die auf den allgemeinen Empfehlungen und 
der EGB-Politik zur Kohlendioxidsteuer und zu Steuern für umweltverschmutzende 
Produkte und Prozesse basiert.
Die Diskussion über angemessene Ziele zur Reduzierung von CO2- und anderen 
Treibhausgasemissionen für 2020 bis 2050 weiterzuführen.
Sich an den Diskussionen über das Thema „Jenseits des BIPs“ zu beteiligen und in 
diesem Rahmen Möglichkeiten für eine andere Grundlage der Wirtschaftspolitik zu 
sondieren und Überlegungen zu den Auswirkungen einer nachhaltigen Entwicklung 
auf ArbeitnehmerInnen und BürgerInnen unter Beachtung der globalen Verteilung 
von Einkommen, Wohlstand und Wachstum anzustellen.
Informationen darüber zu entwickeln, wie auf Arbeitsplatzebene und durch Kollek-
tivverhandlungen etwas gegen Umweltprobleme und den Klimawandel unternom-
men werden kann.
In die Gewerkschaftspolitik, die in den Zuständigkeitsbereich des EGÖD fällt, das 
Konzept einer sozial- und umweltpolitischen Verantwortung von Unternehmen und 
Verwaltungen integrieren.



6. RECHTE VON MIGRANTINNEN 
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Migrantinnen und Migranten1 leisten einen wichtigen Beitrag zur Wirtschaft, zur Er-
bringung öffentlicher Dienste, insbesondere in der Gesundheits- und Sozialfürsorge, 
und zur Entwicklung einer multikulturellen Gesellschaft.
Migrantinnen und Migranten müssen das Recht auf Gleichbehandlung am Arbeits-
platz, Zugang zu Gesundheitsversorgung, Sozialfürsorge, Erziehung, berufliche Bil-
dung, Wohnung, zu Bürgerrechten und langfristigem Aufenthalt sowie Staatsbürger-
schaft haben.
Die Verschärfung der Sozial- und Wirtschaftskrise hat unterschiedlichsten politischen 
Kräften die Gelegenheit gegeben, überwunden geglaubte fremdenfeindliche, gegen 
MigrantInnen gerichtete politische Programme wiederzubeleben sowie selbst Gewalt 
und Einschränkungen des Zugangs zu öffentlichen Diensten wie Gesundheitswesen 
und Bildung, zu Wohnungen, Kultur usw. zu legitimieren. 
Die Krise hat ebenfalls zu einer Schwerpunktverlagerung von Migrationsbewegungen 
geführt, wobei es in mehreren Ländern zu einer deutlichen Zunahme der Auswan-
derung gekommen ist und dies auch zu Problemen geführt hat, was die Versorgung 
mit Arbeitskräften im eigenen Land – besonders im öffentlichen Dienst – angeht, die 
eine gewisse Dringlichkeit haben. 
Eine menschenwürdige Migrationspolitik sollte sicherstellen, dass die Migration freiwil-
lig, fair und menschlich ist, und sie sollte auf einer globalen Neuverteilung von Wohl-
stand, demokratischer Entwicklung sowie menschenwürdigen Einkommen und Ar-
beitsplätzen mit dem Recht auf qualitativ hochwertige öffentliche Dienste basieren. Sie 
sollte nicht auf einer engstirnigen Einschätzung der wirtschaftlichen Bedürfnisse der 
Europäischen Union, ob der empfangenden oder der entsendenden Länder, beruhen.
Vor allem die Rolle der WanderarbeitnehmerInnen muss anerkannt werden und folg-
lich auch die Fragen, die sich mit der Sicherstellung der Gleichstellung der Geschlech-
ter, dem Kampf gegen Belästigung und Gewalt als auch der Bereitstellung von Kin-
der- und Altenbetreuung befassen.
Die Migrationspolitik der EU und der Länder ist häufig fragmentiert, selektiv und 
repressiv und schafft eine komplexe Hierarchie von Arbeitnehmerrechten, die die 
Durchsetzung des Arbeitsrechts und gewerkschaftliche Organisierung erschwert. 
Es gibt schwerwiegende Mängel bezüglich der Personalausstattung von Migrations-
diensten und der Ausbildung von ArbeitnehmerInnen, insbesondere im Verhältnis 
zu den Kenntnissen und den fundamentalen Menschenrechten von Migranten. Es 
sollte öffentliche Informationsstellen für ArbeitsmigrantInnen mit einem allgemeinen 
und juristischen Beratungsangebot geben, zu dem auch die Gewerkschaften einen 
Beitrag leisten.
Die Gewerkschaften stehen in der Pflicht, ArbeitsmigrantInnen (ob mit oder ohne 
Aufenthalts- und Arbeitsgenehmigung) zu unterstützen und gewerkschaftlich zu or-
ganisieren sowie Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und Sozialdumping zu bekämpfen.

1 Im rechtlichen Kontext der EU wird der Begriff “MigrantInnen” in erster Linie zur Bezeich-
nung von Drittstaatsangehörigen verwendet (d.h. Personen, die aus Ländern außerhalb der 
EU stammen). In der Praxis wird der Begriff jedoch allgemeiner verwendet und beschreibt 
Personen, die sich auf der Suche nach Arbeit oder besseren Lebensbedingungen von einem 
Ort zu einem anderen bewegen.
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Wir verurteilen die Kriminalisierung und Inhaftierung von MigrantInnen, sowie Ver-
einbarungen, die Asylsuchende in Drittländern, in denen die grundlegenden Men-
schenrechte nicht respektiert werden, zurückzuhalten suchen. 
Asylsuchende sollten weitestgehend die gleichen Rechte wie andere MigrantInnen 
haben.
Es gibt einen rückläufigen Trend in der Anerkennung der Flüchtlingseigenschaft, der 
durch Kürzungen im öffentlichen Sektor noch verschärft wird. Die Zahl der Asyl-
anträge jedoch, die aus Furcht vor Verfolgung, Klimawandel und wirtschaftlicher 
Not resultieren, wird nicht kleiner werden. Asylanträge werden ebenfalls zunehmen, 
wenn legale Migrationskanäle blockiert sind. Die EU sollte das Asylverfahren nicht in 
Drittländer auslagern.

Aktionspunkte:
Maßnahmen zu ergreifen, damit Migrantinnen und Migranten, einschließlich derer 
ohne Papiere, vor Ausbeutung geschützt werden und im gleichen Umfang wie alle 
anderen BürgerInnen Zugang zu den Dienstleistungen haben, die sie benötigen.
Das Erlangen der Staatsbürgerschaft und der Bürgerrechte und die Forderung des EGB 
nach voller Staatsbürgerschaft nach einem Aufenthalt von fünf Jahren unterstützen.
Die gewerkschaftliche Organisierung und Vertretung von MigrantInnen in Gewerk-
schaften unterstützen.
Die Forderung des EGB nach einer Gesetzgebung zu den Rechten von Migranten, 
basierend auf den IAO-Konventionen 97, 143 und 189, unterstützen.
Sich für eine Gesetzgebung stark machen, die es privaten Personalvermittlungs-
agenturen verbietet, von ArbeitsmigrantInnen Geld für die Vermittlung eines Ar-
beitsplatzes im Herkunfts- oder Zielland zu verlangen; Unterstützung der Forderung 
der IÖD nach einem strengeren Regulierungsrahmen für Personalvermittlungen so-
wohl in der EU als auch in den Herkunftsländern  auf Basis der Verfahrensregeln der 
Weltgesundheitsorganisation.

Britta Lejon -  Präsidentin des Ständigen Ausschusses NEA 2014-19, schwedische Gewerkschaft
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Unserer Zusage nachkommen, die Inhaftierung von Migrantinnen und Migranten 
ohne Papiere zu verurteilen.
Koordinierung der Kampagnen mit dem EGB und der IÖD für die Ratifizierung der 
VN-Konvention zum Schutz der WanderarbeitnehmerInnen und der IAO-Konvention 
zu den Rechten von Hausangestellten.
Die sozialen und wirtschaftlichen Auswirkungen auf die Herkunftsländer von Migran-
tinnen und Migranten hervorheben und weiterhin nachdrücklich darauf hinarbeiten, 
dass eine zielgerichtete Entwicklungshilfe gleistet wird, illegitime und verabscheu-
enswürdige Schuldkomponenten erlassen werden, ein fairer Handel an die Stelle des 
freien Handels tritt und gleiche Voraussetzungen für alle geschaffen werden.
Sozialdialog und Kollektivverhandlungen sowohl auf nationaler als auch auf EU-Ebe-
ne zu nutzen, um:

· gegen Rassismus zu kämpfen, insbesondere im Polizei- und Justizapparat;
· den Beschäftigten in den Migrationsdiensten bessere Kenntnisse über die Men-

schenrechte der Migrantinnen und Migranten zu vermitteln und einen Verhal-
tenskodex für MitarbeiterInnen im öffentlichen Dienst, die mit Migranten zu tun 
haben, zu entwickeln;

· für die Einstellung eines breiter gefächerten Mitarbeiterbestandes in den öffent-
lichen Diensten zu argumentieren; und

· gleiche Behandlung und gleichen Lohn für gleichwertige Arbeit für alle Arbeit-
nehmerInnen sicherzustellen.

Bewährte Praktiken zu Integration und zum Zugang zum Sozialstaat auszutauschen.
Erweiterung der Handlungs- und Forschungsempfehlungen aus dem Projekt Euro-
med Migration (2010-2012) im Hinblick auf die Entwicklung von gut ausgestatteten, 
zuvorkommenden öffentlichen Migrations- und Asyldiensten als erste Anlaufstelle 
für Neuankömmlinge, denen ein gutes Verwaltungssystem sowie Informationen zu 
Arbeitsrechten zur Verfügung gestellt werden sollen.
Weiterhin daran zu arbeiten, den EGÖD-HOSPEEM-Verhaltenskodex über ethisch 
vertretbare Einstellungsverfahren im Gesundheitssektor zur Anwendung zu bringen 
und dessen Anwendung auf andere Sektoren auszuweiten.
Die Beteiligung von Gewerkschaften an allen Foren kritisch zu beleuchten, auf de-
nen über die Rolle der Migration im Zusammenhang mit der Diagnose von fehlen-
den Fachkräften im Arbeitsmarkt diskutiert wird.
Schritte in die Richtung einer Legalisierung von Migrantinnen und Migranten ohne 
Papiere zu unterstützen und für die Notwendigkeit zu argumentieren, einen kohä-
renten, permanenten Rahmen zu schaffen anstelle von Ad-hoc-Legalisierungssche-
mata, die für öffentliche Verwaltungen unvermittelt zu Belastungen führen.
Für die Aufnahme von Sozial-/Arbeitsklauseln in öffentliche Verträge für private 
(gemeinnützige und gewinnorientierte/kommerzielle) Erbringer im Kontext des öf-
fentlichen Auftragswesens zu argumentieren, um den Grundsatz „gleicher Lohn für 
gleiche Arbeit“ zu unterstützen.
Für eine Verlagerung der Zuständigkeiten zu argumentieren, sodass politische Stra-
tegien im Verhältnis zu Beschäftigungs- und Menschenrechtsthemen entwickelt 
werden und nicht nur als eine Frage der Einwanderungskontrolle gesehen werden.
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Der öffentliche Sektor ist ein wichtiger Arbeitgeber für Frauen, Anbieter von Pfle-
ge- und Betreuungsinfrastrukturen und Regulierer des Arbeitsmarktes mit hoher 
sozialer Verantwortung. Es muss die gleiche Behandlung von Frauen und Männern 
sicherstellen. Allerdings ist seine Fähigkeit, ArbeitnehmerInnen und BürgerInnen ge-
gen alle Formen ungleicher Behandlung und Diskriminierung zu schützen, durch das 
Ausmaß der Spardiktate in vielen Ländern erheblich beeinträchtigt worden.
Diese Einschnitte haben Frauen unverhältnismäßig stark betroffen durch Arbeits-
platzabbau, Lohnkürzungen oder Lohnstopps und Einstellung oder Änderung wich-
tiger Pflege- und Betreuungsleistungen. Eine weitere Folge sind erheblich erschwer-
te Rahmenbedingungen für Möglichkeiten des öffentlichen Sektors, gegen andere 
Formen der Diskriminierung aufgrund von ethnischer Herkunft,  Rasse, Behinderung, 
Alter, sexueller Orientierung, Religion oder Glaube vorzugehen.
Darüber hinaus werden durch Sozialdumping in Verbindung mit Privatisierung und 
Auslagerung von öffentlichen Dienstleistungen oft frühere Erfolge der Gleichstel-
lungspolitik wieder zunichte gemacht zum Nachteil zahlreicher Gruppen von Be-
schäftigten, die Diskriminierungen ausgesetzt sind.
Das Lohngefälle zwischen den Geschlechtern, mit Frauen die durchschnittlich 17 % 
weniger verdienen als Männer, stellt weiterhin eine Herausforderung für Gewerk-
schaften in ganz Europa dar. Die Schwankungen zwischen den Ländern sind er-
heblich und es besteht weiterhin die Tendenz, dass das Lohngefälle zwischen den 
Geschlechtern im öffentlichen Sektor geringer ist als im privaten Sektor. 
Die Überwindung des Lohngefälles zwischen den Geschlechtern macht Maßnahmen 
erforderlich, die sich mit einer Reihe von Ursachen auseinandersetzen müssen: Mit 
der Unterbewertung von Frauenarbeit und deren Fähigkeiten und Kompetenz, mit 
den Auswirkungen von Unterbrechungen der Berufstätigkeit für die Betreuung von 
Kindern oder Familienangehörigen, den Unterschieden zwischen Voll- und Teilzeit-
stellen und der Geschlechtertrennung in Bezug auf Beruf, Sektor und Arbeitsmo-
delle. 
Außerdem darf nicht außer Acht gelassen werden, dass die Differenz zwischen den 
Löhnen von Männern und Frauen mit dem erreichten Ausbildungslevel, dem Aus-
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maß hierarchischer Zuständigkeit, dem Alter, den Dienstjahren, dem Migrantensta-
tus und ethnischen Hintergrund größer wird, aber auch, dass die Entlohnung von 
Männern und Frauen in den Sektoren, in denen vorwiegend Frauen tätig sind, ge-
wöhnlich geringer ist.
All diese Punkte wirken sich ebenfalls nachteilig auf die Renten von Frauen aus und 
verstärken die bereits höheren Armutsrisiken für Frauen.
Migrantinnen sind vielfältigen Formen der Diskriminierung ausgesetzt, die durch die 
Verwundbarkeit, die Einwanderungspolitik der Regierungen und der EU sowie eine 
restriktive Asylpolitik noch verschärft werden.
Die Verpflichtung der Europäischen Kommission, Lohndifferenzen zwischen Män-
nern und Frauen zu verringern und gegen andere Formen der Diskriminierung vor-
zugehen, wird durch ihre marktbestimmte Politik im Bereich der öffentlichen Dienste 
und die Forderungen der Zentralbank nach einer moderaten Lohnpolitik im öffentli-
chen Sektor beeinträchtigt.
Der europäische Sozialdialog kann sowohl auf sektorübergreifender Ebene durch 
den Aktionsrahmen für die Gleichstellung von Männern und Frauen (März 2005) 
und auf den Sektorebenen durch Standardinstrumentarien, Leitlinien zu Plänen zur 
Gleichstellung von Männern und Frauen sowie Konferenzen weiterhin dazu beitra-
gen, Fortschritte zu erzielen. Der EGÖD wird auf den Errungenschaften in den Sek-
toren seit 2009 aufbauen, wie z. B. der Annahme der Leitlinien zur Gleichstellung 
von Männern und Frauen im öffentlichen Dienst, der Annahme der Erklärung zur 
Transparenz und Datenerhebung für gleichen Lohn in nationalen Verwaltungen so-
wie im Versorgungssektor auf der Unterzeichnung der ersten grenzüberschreiten-
den Vereinbarung zur Gleichstellung von Männern und Frauen. 
Eine erfolgreiche Überwindung des Lohngefälles erfordert die Zusammenarbeit aller 
Gewerkschaftsorganisationen und Behörden und eine echte Bereitschaft seitens der 
Arbeitgeber.
während der Frauenanteil in den EGÖD-Strukturen eine gute Bilanz aufzuweisen 
hat, sind weitere Aktionen erforderlich, um die in der Satzung des Verbandes fest-
gelegte Geschlechterparität zu erreichen.

Aktionspunkte:
Diskriminierung am Arbeitsplatz aufgrund von Geschlecht, Alter, sexueller Orien-
tierung, Rasse, ethnischer Herkunft, Glaube, Religion und Behinderung bekämpfen 
und Fortschritte bei der Revision der Antidiskriminierungsgesetze der EU einfordern.
Die gemeinsamen Ziele des EGÖD umsetzen und fördern, um gemeinsam mit dem 
EGB Lohngleichstellung durch Kollektivverhandlungen, stärkere Mechanismen zur 
Durchsetzung gleicher Löhne auf nationaler und EU-Ebene und bessere Lohngleich-
stellungsgesetze zu erreichen.
Im Rahmen der EGÖD-Forderungen nach hochwertigen und bezahlbaren öffentli-
chen Dienste nachdrücklich auf die Aufgabe hinweisen, sich für die Gleichstellung 
einzusetzen und Diskriminierungen zu bekämpfen.
Weiterhin gegen Privatisierung und Outsourcing sowie diverse Formen der 
Vermarktlichung des öffentlichen Sektors zu kämpfen, da dies tendenziell zu 
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Sozialdumping und zur Verschärfung von Ungleichheiten jeglicher Form führen 
kann und weil dadurch zahlreiche Arbeitnehmergruppen angreifbarer werden und 
verstärkt Belästigungen am Arbeitsplatz und Diskriminierungen ausgesetzt sind.
Sich allen Angriffen auf Mutterschaftsrechte und Elternrechte, wie Lohnkürzungen 
oder Kürzungen des Elternurlaubs, widersetzen und bereits bestehende Rechte 
schützen und verbessern.
Für ein EU-Recht auf Vollzeitbeschäftigung und auf bezahlten Elternurlaub ein-
schließlich bezahltem und nicht übertragbarem Erziehungsurlaub für Väter, gesetz-
lich und/oder durch Sozialdialog verankert, und für eine verbesserte, in Rechtsvor-
schriften verankerte Richtlinie für schwangere Arbeitnehmerinnen kämpfen.
Sich für Gleichheitsklauseln in Verträgen im öffentlichen Sektor einsetzen, die mit 
der EU-Gesetzgebung zum öffentlichen Auftragswesen übereinstimmen.
Sich an die Europäischen Kommission wenden, um die berufliche Einstufung in Be-
treuungsdiensten zu überwachen, wie im Fahrplan zur Gleichstellung 2006–2010 
vorgesehen, in Rücksprache mit dem EGÖD.
Trends zu gleichem Lohn und Vergütungssysteme beobachten, für die Checkliste 
für gleichen Lohn werben und den Mitgliedsorganisationen Unterstützung und Un-
terlagen zukommen lassen, die daran arbeiten, das Lohngefälle zwischen Männern 
und Frauen zu verringern, einschließlich Beispielen für die Zusammenarbeit zwischen 
Gewerkschaften, die zu Änderungen in den Gehaltsbeziehungen zwischen den Sek-
toren, in denen vorwiegend Männer tätig sind und jenen, die von Frauen dominiert 
werden, geführt haben und wie das Lohnniveau in den Sektoren, in denen vor allem 
Arbeitnehmerinnen tätig sind, am besten angehoben werden kann. 
Weiterhin das Ziel verfolgen, das Lohngefälle zwischen Männern und Frauen bis zum 
nächsten Kongress um fünf Prozentpunkte zu verringern.
Die Auswirkungen der Spardiktate, der Reformen im öffentlichen Sektor und der 
Deregulierung des Binnenmarktes auf Gleichstellung, Gleichbehandlung und Maß-
nahmen gegen Diskriminierungen jeder Art beobachten und aktive Maßnahmen 
ergreifen, um diese Auswirkungen auszugleichen.
In Zusammenarbeit mit Bildungseinrichtungen von IÖD und ETUI die Unterweisung 
in Maßnahmen zur Förderung der Gleichbehandlung und zur Bekämpfung von Dis-
kriminierungen und Belästigungen unterstützen.
Förderung der Berücksichtigung des Gleichstellungsaspekts in den EGÖD-Sektoren 
durch die Unterstützung einer Perspektive der Gleichstellung bei der Beurteilung der 
Auswirkungen, die alle geplanten Aktivitäten in allen Sektoren, auf allen gesetzli-
chen Ebenen, einschließlich der Finanzen, auf Männer und Frauen haben können.
Weiterhin auf eine Geschlechterparität und/oder proportional repräsentative Mit-
wirkung in allen EGÖD-Komitees und bei allen EGÖD-Aktivitäten hinzuarbeiten.
Weiterhin die Umsetzung der multi-sektoralen Vereinbarung über Gewalt durch Drit-
te am Arbeitsplatz sicherstellen und weitere sektorale Vereinbarungen treffen, zum 
Beispiel im Gesundheitssektor und in der kommunalen und regionalen Verwaltung.
Weiterhin Kampagnen, Informationsaktionen und basisnahe Aktionen durchführen, 
um jede Form von physischer und/oder psychologischer Gewalt durch Dritte zu ver-
meiden und zu bekämpfen.
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Sozialdienstleistungen beruhen auf den Grundsätzen Solidarität, gleiche Zugangs-
möglichkeiten, Universalität, Kontinuität, Bezahlbarkeit, Ortsnähe, Nutzerschutz und 
demokratische Kontrolle. Sie beinhalten ein umfassendes Angebot an spezifischen 
Dienstleistungsbereichen von Kinderbetreuung über Altenpflege und häusliche Pfle-
ge bis hin zu Organisationen der sozialen Sicherheit, gemeindenahen Pflege- und 
Sozialdiensten sowie Dienstleistungen im Bereich Bewährungshilfe und soziale Inte-
gration. Diese Grundsätze müssen durch entsprechende Rechtsrahmen untermauert 
werden, damit Dienstleistungen allen BürgerInnen ungeachtet ihres Einkommens 
oder ihres Wohnortes zugute kommen. Nur auf diese Weise lassen sich wichtige 
gesellschaftliche Ziele wie der Kampf gegen die Armut und für wirtschaftliche und 
soziale Gerechtigkeit sowie für sozialen und territorialen Zusammenhalt erreichen. 
Sozialdienstleistungen werden auf unterschiedlichen staatlichen Ebenen und sowohl 
von gemeinnützigen wie auch gewinnorientierten Anbietern erbracht einschließlich 
multinationaler Unternehmen (MNU). Der EGÖD ist der anerkannte Sozialpartner 
für die Gesundheits- und Sozialdienstleistungen dieses Sektors, unabhängig von der 
Form der Dienstleistungserbringung in privater oder öffentlicher Form, sowie für die 
Kommunal- und Regionalverwaltungen und vertritt ArbeitnehmerInnen in den un-
terschiedlichsten Bereichen der Sozialdienstleistungen unabhängig vom Status des 
Anbieters. 
Länder mit qualitativ hochwertigen Sozialdienstleistungen und umfassenden Sys-
temen der sozialen Absicherung schneiden in internationalen Vergleichen besser 
ab. Sozialdienstleistungen unterstützen und begleiten Menschen während ihres 
gesamten Lebens und nicht nur in schwierigen Existenzphasen. Investitionen in So-
zialdienstleistungen zahlen sich in Form von verstärkter Integration und Inklusion 
aus. Sozialdienstleistungen verbessern die Arbeitsfähigkeit der Menschen und ihre 
Partizipation im Arbeitsmarkt; dies gilt besonders auch für benachteiligte Gruppen 
wie Menschen mit sozialen und/oder körperlichen Behinderungen. 
Die Verfügbarkeit einer qualitativ guten und bezahlbaren Kinderbetreuung und Al-
tenpflege bedeutet, dass Frauen nicht in Teilzeitarbeit gezwungen werden. Vollzeit 
arbeiten und wirtschaftliche Unabhängigkeit erreichen können sowie ihre berufliche 
Laufbahn verfolgen und weiterhin dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen können, 
anstatt das Berufsleben aufzugeben, um für alte Eltern oder ihre Kinder zu sorgen. 
Sozialdienstleistungen übernehmen eine wichtige Rolle bei der Förderung der Ge-
schlechtergleichstellung, des Zugangs von Frauen zum Arbeitsmarkt und einer bes-
seren Work-Life-Balance sowohl von Frauen als auch von Männern. 
Sozialdienstleistungen sind abhängig von einer kollektiven Finanzierung durch allge-
meine Steuern und/oder Sozialbeiträge. Von dieser Finanzierung ist ein großer Teil 
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der vier Millionen Arbeitsplätze abhängig, die zwischen 2000 und 2010 in der EU im 
Bereich der Gesundheitsversorgung und der Heimpflege entstanden sind. Darüber 
hinaus ist es wichtig, sich auf die zunehmende Nachfrage nach Dienstleistungen 
einzustellen, mit der im Kontext einer älter werdenden Gesellschaft und einer stän-
dig steigenden Lebenserwartung zu rechnen ist. Die öffentliche und nicht-gewin-
norientierte Erbringung von Sozialdienstleistungen stellt sicher, dass die dringend 
gebrauchten öffentlichen Mittel für bereitgestellte Dienstleistungen ausgegeben 
werden und nicht für private Gewinne abfließen. Die Gewinnmaximierung steht 
den Interessen des Gemeinwohls und den sozialstaatlichen Zielen entgegen und der 
Staat hat auf allen Ebenen die Aufgabe, mit einem ordnungspolitischen Rahmen  die 
Erfüllung gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen mit Hilfe von Evaluierung, Über-
wachung, Verifizierung und Sanktionen durchzusetzen. 
In Zeiten wirtschaftlicher Rezession werden Sozialdienstleistungen stärker gebraucht 
als zu normalen Zeiten, da immer mehr Menschen durch Arbeitslosigkeit, Armut, 
Krankheit, Kriminalität, Rassismus und andere Formen der Gewalt bedroht sind. 
Trotzdem werden Sozialdienstleistungen gekürzt. Diese Einschnitte haben gravie-
rende Folgen für die Gesellschaft und führen zu sozialen Problemen und langfristig 
steigenden Sozialkosten. Neue Forschungsergebnisse belegen eine steigende soziale 

6

Carola Fischbach-Pyttel überreicht ein Geschenk an den Direktor  von Corporate Europe Observatory (CEO), Olivier Hoedeman
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Ausgrenzung, weisen aber gleichzeitig auch Wege zur Lösung dieses Problems auf, 
das ein Schlüsselfaktor für die Entwicklung neue Dienste ist. Eine gestiegene Sensi-
bilisierung für die Folgen der Armut und die auf internationaler Ebene zunehmende 
Entschlossenheit zur Lösung dieses Problems spielen ebenfalls eine Rolle. Mittelkür-
zungen in den staatlichen Systemen des Sozialschutzes führen ebenfalls zu einer 
Verlagerung der Verantwortlichkeiten auf die kommunale Ebene, einhergehend mit 
einer wichtigeren Rolle des kommunalen und regionalen Sektors bei der Finanzie-
rung und Erbringung vom Sozialdienstleistungen, die es durch entsprechende zu-
sätzliche Ressourcen zu unterstützen gilt.
In vielen Ländern hat die Privatisierung der Sozialpflege zu „Null-Stunden-Verträ-
gen“, zu inadäquaten kurzen Betreuungszeiten für KlientInnen und zu Vergütun-
gen unter dem gesetzlichen Mindestlohn geführt. Die Situation wurde zusätzlich 
verschlimmert durch eine geringe Gewerkschaftsdichte und das Fehlen starker 
Gewerkschaften. Gewerkschaftliche Organisierung, sozialer Dialog und Kollektiv-
verhandlungen müssen unter allen Umständen gestärkt werden, um Löhne und 
Arbeitsbedingungen zu verbessern. Kollektivvereinbarungen gibt es entweder in 
zahlreichen Ländern und für eine Reihe von Teilsektoren außerhalb des öffentli-
chen Sektors nicht, oder sie haben nur einen begrenzten Geltungsbereich, wer-
den nicht richtig umgesetzt oder erreichen nicht die Arbeitskräfte, die davon am 
stärksten profitieren würden, zum Beispiel als Pflegekräfte im Privathaushalten tä-
tige ArbeitsmigrantInnen.
EGÖD-Mitglieder wollen erreichen, dass Lohn- und Arbeitsbedingungen durch Kol-
lektivverhandlungsprozesse entwickelt werden und dass allen ArbeitnehmerInnen 
auf diese Weise ein angemessener Lebensstandard garantiert wird. Wir unterstützen 
ebenfalls Dienstleistungspakete für hilfebedürftige ältere Menschen, Eltern mit be-
treuungsbedürftigen Kindern, Personen mit Behinderungen usw. im Kontext struk-
turierter Arbeitsbeziehungen. Dies ermöglicht eine innovative Dienstleistungspoli-
tik und eine Verbesserung der Qualität der geleisteten Arbeit mit dem wichtigen 
Ziel einer besseren Vergütung von Menschen, deren Kompetenzen und Fähigkeiten 
traditionell zu niedrig bewertet werden. Für besonders benachteiligte Arbeitskräf-
te wie z. B. ArbeitsmigrantInnen, die in Privathaushalten beschäftigt sind, wird ein 
zuverlässiger und effektiver gesetzlicher Schutz gebraucht, hier müssen öffentliche 
Arbeitsvermittlungen eine proaktivere und unterstützende Aufgabe wahrnehmen.
Die Stärkung und/oder Entwicklung des sozialen Dialogs und der Kollektivverhand-
lungen im Sektor der Sozialdienstleistungen auf nationaler und europäischer Ebene 
ist der Schlüssel zur Verbesserung der Qualität der Beschäftigung und der Dienst-
leistungen. Dabei ist immer die Gender-Dimension herauszustellen, und es sind auf-
grund des hohen Beschäftigungsanteils von Frauen in diesem Sektor effektive Maß-
nahmen zur Thematisierung und Überwindung der unterschiedlichen Bezahlung 
von Männern und Frauen zu ergreifen. Die Verbesserung der Arbeitsqualität nicht 
zuletzt für die Beschäftigten in personenbezogenen sozialen Dienstleistungen ist 
eine erste Priorität für den EGÖD und seine Mitglieder. Dies bezieht sich auf Löhne 
und Arbeitsbedingungen, Zugang zur Erstausbildung und Berufsabschluss als Vor-
aussetzung für den Zugang zu Sozialberufen sowie auf eine kontinuierliche berufli-
che Weiterentwicklung, Wohlergehen am Arbeitsplatz, adäquate Personalschlüssel 
sowie eine geregelte Arbeitszeit mit entsprechenden Ruhezeiten.
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Aktionspunkte:
In ganz Europa universelle Sozialdienstleistungen in Form öffentlicher Dienste för-
dern und sich offensiv dafür einsetzen. Diese sollen kollektiv auf der Grundlage der 
Prinzipien des öffentlichen Dienstes organisiert und durch eindeutige Rechtsrahmen 
untermauert werden.
Gegen die Haushaltskürzungen von Sozialdienstleistungen und für eine adäquate 
Finanzierung und Personalausstattung von Sozialdiensten kämpfen.
Die Professionalisierung dieser Berufe im Interesse besserer kollektiver Garantien be-
treiben.
Den gewerkschaftlichen Organisationsgrad im Sektor der Sozialdienstleistungen und 
den Geltungsbereich von Kollektivvereinbarungen für ArbeitnehmerInnen erhöhen.
Die Realisierbarkeit von EU-Rechtsinstrumenten im Bereich Sozialdienstleistungen 
prüfen auf Grundlage von Artikel 14 des Vertrags, um Regelrahmen für die Anbieter 
von Sozialdienstleistungen zu entwickeln.
Die Vermarktlichung und die Einführung von Wettbewerbsregeln, sei es im EU-Bin-
nenmarkt oder in internationalen Handelsabkommen, mit Folgen für den Sozial-
schutz und die Sozialversicherungen verhindern.
Sich für die Entwicklung, Durchsetzung und Überwachung von Standards für die 
Dienstleistungs- und Arbeitsplatzqualität einsetzen auf Basis des freiwilligen Quali-
tätsrahmens der EU für Sozialdienstleistungen von allgemeinem Interesse (SDAI), der 
die Forderung nach qualitativ hochwertigen Dienstleistungen und Arbeitsplätzen 
anerkennt.

Mikhail Kuzmenko – Vize-Präsident des EGÖD, Health Workers Union of the Russian Federation (HWURF),  Russland
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Nationale und europäische Investitionspläne fordern und Lobbyarbeit dafür leisten, 
damit Sozialdienstleistungen entwickelt werden, Kollektivvereinbarungen umfas-
send umgesetzt werden, gesetzliche Mindestlöhne gezahlt werden, wo sie existie-
ren, und qualifiziertes Personal ausgebildet, eingestellt und langfristig gebunden 
wird; dies gilt besonders in den Bereichen Alten- und Langzeitpflege, Betreuung von 
Menschen mit Behinderungen, Einrichtungen für Kinderbetreuung und Maßnahmen 
für die Versorgung von psychisch Kranken.
Zugang zu Ausbildung und beruflicher Qualifizierung, höherwertigen Berufsab-
schlüssen sowie Vertretung und Verteidigung von Arbeitnehmerinteressen durch 
die Gewerkschaften unterstützen und effektive Einstellungs- und Bindungsstrategi-
en auf allen Ebenen entwickeln.
Die Zusammenstellung weiterer Informationen, Kenntnisse und Daten über die An-
bieter von Sozialdienstleistungen, Arbeitgeberorganisationen, Geltungsbereiche von 
Kollektivverhandlungen und -vereinbarungen für Beschäftigte und über die Reprä-
sentativität in den EGÖD-Ländern motivieren, um die Rolle des EGÖD in diesem 
Bereich zu stärken.
Die Zusammenarbeit im Bereich Sozialdienstleistungen innerhalb des EGÖD und in 
allen entstehenden europäischen sektoralen Sozialdialogen sicherstellen, um ein 
eindeutiges Profil auf Grundlage einer einheitlichen und integrierten Strategie zu 
entwickeln und um nationale Kollektivverhandlungen im Sozialdienstesektor zu un-
terstützen.
Den sektoralen sozialen Dialog auf nationaler und europäischer Ebene mit repräsen-
tativen öffentlichen und privaten Arbeitgeberorganisationen fördern.
Mit IÖD und IÖD-Mitgliedern in andere Regionen zusammenarbeiten, um die Stär-
ken der Gewerkschaften im Bereich der Sozialdienstleistungen weiter zu entwickeln.
Im Laufe der kommenden Kongressperiode die Arbeiten in den Bereichen Arbeits-
verwaltungen, Alten- und Langzeitpflege, Betreuung von Menschen mit Behinde-
rungen, Kinderbetreuung, Drogenmissbrauch, Versorgung von psychisch Kranken 
und sozialer Wohnungsbau weiter entwickeln.
Gedankenaustausch mit wichtigen Organisationen der Zivilgesellschaft auf europä-
ischer Ebene mit der Perspektive einer Förderung des öffentlichen Dienste-Modells 
für Sozialdienstleistungen.



9. Nationale und europäische 
Verwaltung (NEA): stärker 
am Gemeinwohl ausgerichtet
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Die Einschnitte im öffentlichen Sektor und der Druck durch die wirtschaftliche 
EU-Ordnungspolitik lösen starke Bedenken aus – einerseits dahingehend, dass die 
sozialen, auf Solidarität beruhenden und aufsichtsrechtlichen Funktionen des Staa-
tes geschwächt werden und andererseits die staatliche Unterdrückung zunimmt, 
wie besonders gewerkschaftsfeindliche Maßnahmen, die Kriminalisierung bestimm-
ter Gesellschaftsgruppen und die wachsende Zahl von Gefängnisinsassen zeigen.
Vor diesem Hintergrund wird der NEA-Ausschuss weiterhin darauf drängen, dass der 
staatliche Sektor und die EU-Verwaltungsbehörden den Interessen der Allgemeinheit 
dienen, mehr und sinnvolle Arbeitsplätze schaffen und ein Beispiel für die Beachtung 
von Gewerkschaftsrechten sind. Um diese Ziele zu erreichen, kann der NEA-Aus-
schuss weiterhin auf einer umfangreichen Gewerkschaftsmitgliedschaft und dem 
2010 gegründeten EU-Ausschuss für den sozialen Dialog in den Zentralverwaltun-
gen (SDC CGA) aufbauen. Er kann seine Aktionen ebenfalls auf den Forderungen 
der Bürger nach demokratischen, fairen und transparenten Regierungen und einer 
Staatsführung basieren, die frei von Korruption und kommerziellen Interessen ist.

1

2

9. Nationale und europäische Verwaltung 
(NEA): stärker am Gemeinwohl ausgerichtet
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Aktionspunkte:

Sicherung des sozialen Dialogs und der Gewerkschaftsrechte, sowie Stärkung 
des EU-Ausschusses für den sozialen Dialog in Zentralverwaltungen

Unterstützung der Mitglieder bei der Wiedereinführung oder Stärkung der gewerk-
schaftlichen Rechte auf Unterrichtung, Anhörung und Kollektivverhandlungen auch bei 
Umstrukturierungsmaßnahmen durch alle verfügbaren Mittel einschließlich Austausch 
guter Praktiken, Protesten, Arbeitskampfmaßnahmen, Verhandlungen und Verfahren 
vor nationalen, europäischen und/oder dem IAO-Verwaltungsgericht.
Bemühung – in enger Zusammenarbeit mit dem Ausschuss für Kommunal- und Regi-
onalverwaltung (LRG) und EU-Arbeitgebern – um eine Ausweitung der EU-Richtlinie 
auf den öffentlichen Sektor und den Aufbau eines allgemeinen Rahmenwerks für In-
formations- und Anhörungsrechte von Beschäftigten und ein wirksameres rechtliches 
EU-Rahmenwerk für die Verwaltung und Prognose von Restrukturierungen und Verän-
derungen, auch über sektorale Verhandlungen auf EU- und Landesebene als Antwort 
auf die wirtschaftliche EU-Ordnungspolitik.
Entwicklung eines gemeinsamen Ansatzes für angemessene Löhne, Arbeitssicherheit 
und Gesundheitsschutz, hochwertige Arbeitsplätze und gegen prekäre Beschäftigung 
besonders bei Jugendlichen; und Maßnahmen gegen die ungleiche Behandlung von 
Beschäftigten, die gleiche oder gleichwertige Arbeit verrichten einschließlich ausgela-
gerter Dienstleistungen.
Erarbeitung der besten Wege zur Beseitigung verbleibender Hindernisse bei der Einstel-
lung von Nicht-Staatsbürgern im staatlichen Sektor.
Weitere Förderung verhandelter Alternativen zu Stellen- und Gehaltseinschnitten auf 
Basis besserer Beurteilung und Vorhersage der Bedürfnisse der Bürger, der Stellen im 
öffentlichen Sektor und des Kompetenzbedarfs sowie Förderung einer transparenteren 
und partizipatorischeren Unternehmensführung, die für die Einbeziehung der Beschäf-
tigten und die Ausbildung von Fähigkeiten und Kompetenzen eintritt.
Überprüfung von Produktivitätsmessungen, die für eine Leistungsbewertung des öf-
fentlichen Sektors ungeeignet sind.
Beiträge und Mitwirkung der Mitglieder im Ausschuss für den europäischen Sozialdia-
log in der Zentralverwaltung (SDC CGA) verbessern, für eine gute Umsetzung der dort 
erzielten Ergebnisse sorgen und alle oder mindestens 80% der Arbeitgeber in der EU 
davon überzeugen, sich dem SDC CGA bis 2019 anzuschließen.
	
Förderung des staatlichen Sektors und der EU-Verwaltungen als Marktregula-
toren und Anbieter öffentlicher Dienstleistungen und Stellen

Förderung der aufsichtsrechtlichen, schützenden und sozialen Rolle der Regierungen 
und EU-Verwaltungen durch den Austausch bewährter Verfahren und die Entwicklung 
gemeinsamer Grundsätze für eine verantwortungsbewusste Regierung unter Berück-
sichtigung der Bedürfnisse sowohl der lokalen Demokratie mit den angemessenen 
Ressourcen wie auch eines kohärenten nationalen und europäischen Rahmenwerks. 
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Untermauerung von Profil und Wert des öffentlichen Sektors für BürgerInnen, Ar-
beitsplätze und nachhaltiges Wachstum mit nationalen Gewerkschaftszentren, EGB, 
Landesregierungen und Europäischer Kommission.
Aufdeckung und Bekämpfung des zunehmenden Einflusses kommerzieller Interes-
sen auf die öffentliche Politikgestaltung und Dienstleistung auf der Grundlage fak-
tengestützter Untersuchungen.
Aufrechterhaltung und Stärkung bestehender Netzwerke und Gruppierungen von 
Beschäftigten im staatlichen Sektor, mit der fortlaufenden Unterstützung der Part-
nerorganisationen, damit ein konkreteres Bild des Sektors entstehen kann und die 
Arbeitsbedingungen mittels gemeinsamer Richtlinien und Forderungen, z. B. an den 
EU-Ausschuss für den sozialen Dialog in den Zentralverwaltungen, verbessert wer-
den können. Zu solchen Gruppen gehören:

· Strafvollzug – der Ausschuss wird weiterhin Alternativen zu Gefängnisstrafen 
und sichere Haftanstalten fördern, deren Hauptaufgabe die Rehabilitation ist. 
Des Weiteren eine bessere grundlegende und weiterführende Ausbildung des 
Strafvollzugspersonals sowie ein angemessenes Verhältnis von Personal pro In-
haftiertem. 

· Verteidigung – der Ausschuss wird sich bemühen, die Interessen aller im öffentli-
chen Verteidigungswesen Beschäftigten zu vertreten, einen Beitrag zur „Norma-
lisierung“ der Stellung von Soldaten in der Gesellschaft und im Zusammenhang 
mit Gewerkschaftsrechten zu leisten, gegen die Privatisierung der bewaffneten 
Streitkräfte vorgehen und weitere soziale/arbeitsrechtliche Klauseln in Verteidi-
gungsverträgen unterstützen.

· Steuern – der Ausschuss wird sein Profil als führende Organisation für Beschäf-
tigte im europäischen Steuerwesen untermauern und eine Vertreterrolle in der 
EU-Steuerpolitik anstreben.

· Botschaftsmitarbeiter – der Ausschuss wird weiterhin nach rechtlichen Lösungen 
suchen und koordinierte Kampagnen durchführen, um zu verhindern, dass die 
diplomatische Immunität als Ausrede für eine Umgehung des Arbeitsrechts ver-
wendet wird.

*

*

*
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Die Kommunal- und Regionalverwaltung in Europa bewegt sich in einem äußerst 
problematischen wirtschaftlichen und finanziellen Umfeld. Der Kostendruck in der 
Kommunal- und Regionalverwaltung, deren Ausgaben ein beträchtlicher Teil der Re-
gierungsausgaben insgesamt sind, wird anhalten, wenn auch mit einigen landesbe-
dingten Unterschieden. In einigen Ländern sind Kommunal- und Regionalverwaltun-
gen stärker von Kürzungen betroffen als der öffentliche Sektor insgesamt.  
In ganz Europa müssen die lokale Demokratie und die Autonomie der Kommunal- 
und Regionalverwaltung gestärkt werden, damit nachhaltige, integrative und sozial 
gerecht finanzierte öffentliche kommunale Dienstleistungen entwickelt werden kön-
nen, die den Bedürfnissen der Bürger, Gemeinden, Beschäftigten und Unternehmen 
gerecht werden.   
Ein positives Programm für die Autonomie der Kommunal- und Regionalverwaltung 
setzt voraus, dass die Vielfalt ihrer Strukturen und Kompetenzen in Europa als Stärke 
anerkannt wird.
Kommunal- und Regionalverwaltungen spielen ebenfalls eine zentrale und wichtige 
Rolle bei der Förderung der Wettbewerbsfähigkeit und der Beschäftigung im pri-
vaten Sektor. Der größte Teil der öffentlichen Vergabe von Aufträgen zum Einkauf 
von Waren und Dienstleistungen, die einen Beitrag von über 18% zum BIP der EU 
leisten, erfolgt auf lokaler Ebene. 
Die Kommunal- und Regionalverwaltungen garantieren lokale Demokratie und be-
einflussen das Leben und die Umgebung der Menschen, indem sie eine Reihe von 
Dienstleistungen für Bürger und Unternehmen vor Ort bereitstellen. Die kommu-
nalen öffentlichen Dienstleistungen sind daher wesentlich für die Lebensqualität, 
die Nähe zu Bürgern und Unternehmen, die örtliche Entwicklung und den sozialen 
Zusammenhalt.
Kommunalverwaltungen müssen adäquat finanziert werden und haben die Befugnis, 
Steuern zu erheben. Es ist das Recht der Behörden auf allen Ebenen, selbst zu entschei-
den, wie sie ihre Dienstleistungen finanzieren, erbringen und organisieren. Studien zei-
gen, dass es keinen Zusammenhang zwischen Vermarktlichung, Kosteneinsparungen 
und Qualität gibt, die Vermarktlichung von Diensten verbessert nicht das Preis-Leis-
tungs-Verhältnis. Ein offener Wettbewerb hat nicht zu mehr Effizienz und Qualität  ge-
führt. Die öffentliche Auftragsvergabe ist das Mittel, um ein nachhaltiges und integra-
tives Wachstum zu erreichen, um gemeinsame gesellschaftliche Ziele zu erreichen und 
um Waren und Dienstleistungen hoher Qualität zu liefern und bereitzustellen. 
Kommunen sind große Arbeitgeber und spielen eine wichtige Rolle für die örtliche 
Wirtschaft und die örtliche Gemeinde – das bedeutet, dass der Kommunal- und 
Regionalverwaltungssektor eine ausreichende Zahl an gut ausgebildeten, motivier-
ten und gut bezahlten MitarbeiterInnen braucht. Voraussetzungen hierfür sind ein 
gutes und transparentes Verwaltungs- und Gewerkschaftsrecht im Hinblick auf In-
formation, Anhörung und Verhandlung, ein starker sozialer Dialog und Kollektivver-
handlungen sowie das Ende unsicherer und prekärer Beschäftigungsverhältnisse in 
jeglicher Form, und somit auch als Vorbild zu dienen.
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Aktionspunkte:
Weitere Strategien, Aktionen und Forschungen durchführen, um öffentliche Dienste 
auf lokaler und regionaler Ebene zu verbessern, den hohen Stellenwert der eigenen 
Erbringung und Rekommunalisierung kommunaler Dienstleistungen herauszustellen 
und  den Zusatznutzen von kommunalen Unternehmen zu fördern, die kommunale 
Dienstleistungen öffentlich erbringen.  Um eine angemessene Finanzierung kom-
munaler Dienstleistungen zu gewährleisten, wird der EGÖD eine Zusammenarbeit 
von NEA und LRG anstreben. Ziel ist eine sozial gerechte Neuverteilung der Mittel 
zwischen zentralen, kommunalen und regionalen Verwaltungsebenen. 
Trends bei der interkommunalen Zusammenarbeit im Zusammenhang mit Umstruk-
turierungen und Dezentralisierung beobachten. Das gegenwärtige wirtschaftliche 
Umfeld, die Regeln der öffentlichen Beschaffung, die Dezentralisierung und das 
Auslaufen von Konzessionsverträgen haben zu einer gesteigerten Entwicklung der 
interkommunalen Zusammenarbeit geführt, die z. B. in den Bereichen Müllabfuhr, 
Abfallmanagement, Wasserverteilung, Krankenhausmanagement oder wirtschaftli-
che Entwicklung über einzelne Kommunalbehörden hinausgeht. Diese Entwicklung 
kann eine effizientere und koordinierte Erbringung öffentlicher Dienste unterstützen. 
Informationen zusammenstellen und den Austausch von Informationen über lokale 
Steuersysteme und über die Zuweisung von Kompetenzen und Verantwortungen 
auf Grundlage einschlägiger Erfahrungen aus Ländern unterstützen, in denen solche 
Steuersysteme existieren. Kommunalverwaltungen müssen über angemessene Res-
sourcen verfügen, um ihre diversen kommunalpolitischen Maßnahmen finanzieren 
zu können. Sie müssen ebenfalls die Kompetenz und die Möglichkeit haben, Steuern 
zu erheben. Insbesondere wird der EGÖD sicherstellen, dass mehr Informationen zu 

*

*

*

Anders Hammarbäck, Präsident des Ständigen Ausschusses 
für Kommunal- und Regionalverwaltung, Gewerkschaft VISION Schweden
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den Themen Finanzierung und Steuerwesen von Kommunalverwaltungen aus allen 
EGÖD-Wahlkreisen erhoben werden.
Aufklärungsarbeit leisten über den Zusammenhang zwischen qualitativ hochwerti-
gen Dienstleistungen und hochwertigen Arbeitsplätzen, Fördern des Wohlergehens 
der ArbeitnehmerInnen in den Kommunal- und Regionalverwaltungen durch einen 
stärkeren Fokus auf die physische und vor allem psychologische Arbeitsumgebung, 
d. h. Stress, Einflussnahem auf die eigene Arbeit, Belästigungen, Work-Life-Balance 
und Gewalt durch Dritte am Arbeitsplatz, Arbeitszeit und steigende Arbeitsbelas-
tung.
Aufrechterhaltung und Entwicklung von Netzwerken in wichtigen Bereichen der 
LRG einschließlich der Feuerwehren, wo der EGÖD ein aktives Netzwerk aufgebaut 
und eine umfangreiche vergleichende Broschüre über die Arbeitsbedingungen der 
Feuerwehren in Europa, über den Kultursektor und nicht unterrichtendes Personal 
aus dem Bildungsbereich veröffentlicht hat.
Den sozialen Dialog stärken, um die Qualität und die Effizienz von Dienstleistungen 
zu verbessern, um nachhaltige Arbeitsplätze zu schaffen, um Diskriminierungen im 
Bereich Gender, ethnischer Herkunft, Rasse und Gleichstellung zu bekämpfen und 
um Arbeitsplätze für junge ArbeitnehmerInnen zur Verfügung zu stellen. 
Alle Aktivitäten unterstützen, die die Organisierung von Arbeitgebern in den Kom-
munal- und Regionalverwaltungen auf nationaler Ebene fördern; dies gilt besonders 
für Länder, in denen es keine Arbeitgeberorganisationen gibt.

*

*

*

*

Isolde Kunkel-Weber – Vize-Präsidentin des EGÖD, Gewerkschaft Ver.di, Deutschland
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Die zunehmende Liberalisierung des Gesundheits- und Sozialwesens sowohl innerhalb 
der Länder wie auch auf europäischer Ebene schwächt die Solidarität und den Zusam-
menhalt, fördert Ungleichheiten und wirkt sich negativ auf die Lebens- und Arbeitsbe-
dingungen sowie auf die Arbeitsplatzqualität und die Jobsicherheit aus. Marktprinzipien 
und kommerzielle Interessen, darunter auch das Profitstreben, lassen sich in vielen Fällen 
nicht mit den Interessen der Öffentlichkeit und der Beschäftigten vereinbaren. 
Durch demografische Veränderungen und eine alternde Bevölkerung wird der Bedarf an 
hochwertigen Gesundheitspflege- und Sozialdiensten in Europa steigen. Investitionen in 
den Sektor und seine Arbeitskräfte sind dringend erforderlich, um gegen den Personal-
mangel vorzugehen und Herausforderungen im Zusammenhang mit Qualifikationen, 
neuen Kompetenzprofilen und Berufen, dem richtigen Kompetenzmix und der Verlage-
rung der Aufgaben zwischen Gesundheits- und Sozialpersonal zu begegnen. Eine Ver-
besserung der Managementkompetenzen und –kapazitäten ist ebenfalls erforderlich.
Da sich immer mehr kommerzielle Unternehmen, gemeinnützigen Unternehmen und 
kleinere Betreiber an der Bereitstellung von Gesundheits- und Sozialdiensten beteiligen, 
steigt außerdem die Anzahl der Arbeitgeber, die ihren Mitarbeitern Gewerkschaftsrech-
te versagen und keine Kollektivvereinbarungen dulden. 

Aktionspunkte: 
Gesundheits- und Sozialdienste betroffen durch Krise und Sparprogramme
Gemeinsam Aktionen entwickeln, um die Folgen der Finanz- und Wirtschaftskrise sowie 
die Sparprogramme abzuwehren mit dem Ziel, eine nachhaltige Finanzierung für Perso-
nal, Infrastrukturen und Dienstleistungsqualität zu verbessern. Die weiblichen Beschäf-
tigten machen rund vier Fünftel des gesamten Personals der Branche aus. Ihnen muss 
besondere Aufmerksamkeit zuteil werden im Hinblick auf die Bekämpfung des Stel-
lenabbaus im öffentlichen Sektor und der rückläufigen Bereitstellung der öffentlichen 
oder öffentlich finanzierten Gesundheits- und Sozialdienste, die zu negativen Rückwir-
kungen auf die Vereinbarkeit des Arbeits- und Familienlebens führen. Fortgesetzt wird 
die politische Arbeit und Interessenvertretung zu den GSW-Aspekten z. B. der EU-Bin-
nenmarktregelung sowie bestimmter Richtlinien, darunter das „Sozialinvestitionspaket“ 
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11. Gesundheits- und Sozialwesen (GSW)2: 
Kampf gegen Liberalisierung, Erfüllen 
zukünftiger Anforderungen

2 Der ständige Ausschuss hat eine Definition des Bereichs gefordert, der von dem Gesundheits- 
und Sozialwesen wie folgt abgedeckt wird: „Die Gesundheits- und Sozialdienste umfassen ein 
breites Dienstleistungsspektrum, darunter: Krankenhausdienstleistungen, primäre und ambulan-
te Gesundheitsdienstleistungen, langfristige Heimpflege für ältere und/oder behinderte Men-
schen, häusliche und gemeinschaftliche Pflege einschließlich Haushaltshilfen, psychiatrische Ge-
sundheitsfürsorge, Gemeinde- und Kulturdienstleistungen, Sozialarbeit, soziale Assistenz und 
sozialpädagogische Dienste, Kinderbetreuungs- und Kinderschutzdienste, Sozialwohnungen und 
Arbeitsvermittlung.“ „Sozialdienste“ decken eine sehr große Anzahl unterschiedlicher Bereiche 
ab und werden von verschiedenen Verwaltungsebenen, Non-Profit-Organisationen und kom-
merziellen Anbietern bereitgestellt. Die „Arbeitsgruppe Sozialdienste“ wird von GSW und LRG 
gemeinsam betrieben.
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(2013), Sozialleistungen von allgemeinem Interesse, Personal- und Haushaltsdienste, der 
Aktionsplan für Fachkräfte im europäischen Gesundheitswesen (2012) und aktive Ein-
beziehung (2008).
Privatisierung/Ökonomisierung des Gesundheits- und Sozialwesens
Weiterhin für qualitätsorientierte Gesundheits- und Sozialdienste und gegen diverse For-
men der Vermarktlichung kämpfen, die eine Verschlechterung oder Verringerung der 
Arbeitsplatzqualität oder der Dienstleistungsqualität beinhalten und die finanzielle Nach-
haltigkeit der Gesundheits- und Sozialdienste untergraben. Zu diesem Zweck wird der 
EGÖD Gewerkschaftsstrategien und -praktiken zum Schutz und zur Verbesserung der 
Arbeits- und Vergütungsbedingungen zusammenstellen, sowie des Deckungsbereichs 
der Kollektivverhandlungen und der Bereiche und Probleme, die darunter fallen, auch 
im Hinblick auf Beschäftigte in Privatunternehmen. Die Entwicklung und Aktivitäten der 
verschiedenen multinationalen Unternehmen im Gesundheits- und Sozialwesen werden 
beobachtet, und der Aufbau Europäischer Betriebsräte in den in Frage kommenden Un-
ternehmen wird weiterhin unterstützt.
Menschenwürdige Arbeit/ausreichendes und qualifiziertes Personal
Strategien entwickeln und umsetzen, damit Beschäftigte im Gesundheits- und Sozialwe-
sen menschenwürdige Arbeitsbedingungen vorfinden und vor unmenschlicher Behand-
lung und prekärer Arbeit geschützt werden.
Den Grundsatz gleicher Lohn für gleiche Arbeit am gleichen Ort sowie gleichen Lohn für 
gleichwertige Arbeit unterstützen.
Auf der relevanten nationalen, regionalen und/oder lokalen Ebene die Definition und 
Anwendung von Personal-Patienten-Schlüsseln sowie von Mechanismen für die Prog-
nose und Berechnung der quantitativen und qualitativen Anforderungen in bestimmten 
Personalgruppen fördern, um das einwandfreie Funktionieren der Gesundheits- und So-
zialeinrichtungen und –dienste sowie spezieller Abteilungen sicherzustellen.
Eine ausreichende Finanzierung und langfristige öffentliche Investitionen in Gesund-
heits- und Sozialdienste fordern. 
Die gesellschaftliche Anerkennung der Pflege- und Betreuungsarbeit verbessern, gegen 
die geringe Wertschätzung der Arbeit in diesem Sektor vorgehen und die Professionali-
sierung der Beschäftigten unterstützen.
Personaleinstellung und Personalbindung im Gesundheits- und Sozialwesen durch Ver-
besserung der Beschäftigungsbedingungen unterstützen und dabei u. a. auf die Arbei-
ten der GD SANCO mit Beispielen guter Praxis für die langfristige Bindung von Gesund-
heitsfachkräften und für ein besseres Personalmanagement zurückgreifen.
Sozialer Dialog, Kollektivverhandlungen und Kollektivvereinbarungen
Industrielle Arbeitsbeziehungen und den sozialen Dialog im Sektor Gesundheits- und 
Sozialdienste auf europäischer, nationaler, regionaler und lokaler Ebene stärken, insbe-
sondere durch Durchführung oder Unterstützung gemeinsamer Aktivitäten oder Pro-
jekte mit relevanten Arbeitgeberorganisationen, die auf Ebene der Mitgliedstaaten und/
oder der EU organisiert sind.
Durchführung und Beobachtung der Wirkungen der Texte des europäischen branchen-
übergreifenden und sektoralen sozialen Dialogs auf die Rolle der Gewerkschaften und 
auf die Verbesserung der Beschäftigungs-, Arbeits- und Lohnbedingungen.
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Arbeitnehmerschutz im Gesundheits- und Sozialwesen
Ein Arbeitspaket für Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz erstellen, das sowohl für 
die eigene Arbeit des EGÖD als auch für die Aktivitäten im Kontext des sektoralen So-
zialdialogs mit HOSPEEM relevant ist. Gemeinsame Aktionen von EGÖD-Mitgliedern 
und mit entsprechenden Krankenhausarbeitgebern werden durchgeführt, um das Risi-
ko und die negativen Folgen von Muskel-Skelett- und Hauterkrankungen abzuwenden. 
Beispiele bewährter Verfahrensweisen und Leitfäden werden entwickelt, um Ergebnisse 
einschlägiger sektorübergreifender (z. B. Umgang mit Gewalt durch Dritte und Belästi-
gung) oder sektorspezifischer Initiativen (Vorbeugung gegen Verletzungen durch schar-
fe medizinische Instrumente; alterndes Personal) umzusetzen. Aktivitäten für die weitere 
Institutionalisierung der Rolle der Gewerkschaften bei der Umsetzung und Beobach-
tung von nationalen und europäischen Arbeits- und Gesundheitsschutzrechten werden 
durchgeführt oder unterstützt.
Qualifikationen/Fähigkeiten/Kompetenzen der Beschäftigten im Gesundheits- 
und Sozialwesen
Anschlussmaßnahmen im Hinblick auf die revidierte Richtlinie 2005/36/EG über die An-
erkennung beruflicher Qualifikationen sicherstellen.
Einfluss auf die Arbeit von Ausschüssen/Arbeitsstrukturen an der Schnittstelle zwischen 
Arbeitsmarkt und beruflichen Qualifikationen nehmen, um sich u.a. mit der Erhebung 
und dem Austausch von Informationen und gegebenenfalls mit der Ausarbeitung von 
Bestimmungen für einen Skills Mix und Aufgabendelegierung zu befassen.
Grenzübergreifende Migration von Gesundheitsfachkräften / ethische Einstel-
lungsverfahren
Unethische Praktiken bei der grenzüberschreitenden Einstellung von Personal für Ge-
sundheits- und Sozialdienste bekämpfen, auch durch die Förderung der ethischen 
Grundsätze von EGÖD und HOSPEEM für die grenzübergreifende Rekrutierung und 
Bindung von Fachkräften des Gesundheitswesens (2008) und des WHO-Leitfadens zur 
internationalen Rekrutierung von Gesundheitspersonal (2010).
Druck gegenüber der EU und einzelstaatlichen Regierungen aufbauen, damit in die Ge-
sundheitsversorgung, die Attraktivität von Gesundheitsberufen und die Arbeitsbedin-
gungen von Gesundheitsfachkräften in den Herkunfts- und Zielländern investiert und 
die Zusammenarbeit mit Regierungen und Behörden auf allen Ebenen verbessert wird, 
um einen besseren gesetzlichen Schutz von ArbeitsmigrantInnen zu erreichen, die als 
Pflegekräfte in Privathaushalten, in kleinen und mittleren Unternehmen oder als Selb-
ständige (auch Scheinselbständige) arbeiten.
Alle wichtigen Stakeholder unterstützen, die die negativen Auswirkungen der Abwan-
derung von Fachwissen und Fachkräften und des „Care Drains“ in den Entsendeländern 
verringern wollen.
Informationen über Inhalte und Erfolge von Strategien und Kampagnen zur gewerk-
schaftlichen Organisierung, Rekrutierung und Integration von ArbeitsmigrantInnen wei-
tergeben. Zwischen Gewerkschaften, die Partner des EGÖD und des EGB sind, werden 
bilaterale Abkommen zu diversen Themen gefördert, die ihren Mitgliedern von Nutzen 
sind, einschließlich der Möglichkeit gegenseitiger Übereinkünfte für eine temporäre Mit-
gliedschaft in Gewerkschaften.



12. Öffentliche Ver- und 
Entsorgung: ein 
Schlüsselfaktor für 
nachhaltige Entwicklung
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Der öffentliche Ver- und Entsorgungssektor steht vor zahlreichen strukturellen Ver-
änderungen, die auf weltweiten Entwicklungen, aufsichtsrechtlichen Entscheidun-
gen und technologischen Innovationen beruhen, aber auch auf den Reaktionen der 
öffentlichen Verwaltung auf diese Veränderungen. Sie betreffen Arbeitsplätze und 
wirken sich auf die Beschäftigten, ihre Familien und ihr Umfeld aus.
Der EGÖD betont nochmals, dass die Infrastruktur für öffentliche Dienstleistungen 
öffentlich finanziert und betrieben werden sollte. Behörden sollten die Leistungen 
der Anbieter öffentlicher Dienste überwachen und evaluieren.
Sowohl bei Rekommunalisierungen wie Privatisierungen stellt der EGÖD die Anfor-
derung, dass die bestehenden tariflichen, sozialen und ökologischen Standards nicht 
verschlechtert werden dürfen. Eine Änderung der Eigentumsverhältnisse darf nicht 
zum Abbau von Arbeits- und Ausbildungsplätzen  oder zur Verschlechterung der 
Lohn- und Arbeitsbedingungen führen; betriebliche Altersvorsorgesysteme müssen 
gesichert werden. Systeme der betrieblichen beziehungsweise unternehmensbezo-
genen Interessenvertretung dürfen nicht beeinträchtigt werden. Die wirtschaftliche 
Zukunftsfähigkeit bestehender Betriebe, die sich bewährt haben, muss gesichert 
werden.
Der EGÖD wird sich dafür einsetzen, dass die Grundsätze und Werte öffentlicher 
Dienstleistungen in europäische Richtlinien zu Umweltdiensten wie Wasser, Abfall 
und Energie aufgenommen werden. Wichtig werden die Beobachtung von Unter-
nehmensrichtlinien, Fusionen und Übernahmen und der Aufbau weiterer Europäi-
scher Betriebsräte in Zusammenarbeit mit Partnergewerkschaften sein, um die Inte-
ressen der Beschäftigten in multinationalen Unternehmen fördern und verteidigen 
zu können. Der Klimawandel und der Zugang zu Energie bleiben ein bedeutendes 
Thema und eine besondere Herausforderung für den Sektor. Die öffentliche Versor-
gung spielt eine Schlüsselrolle für den Aufbau einer nachhaltigen Gesellschaft.

Energie
Jüngste Hinweise legen nahe, dass die globale Erwärmung schneller voranschreitet 
als vom Weltklimarat angenommen. Der EGÖD unterstützt das Null-Emissions-Ziel 
für den europäischen Stromsektor bis 2050 mit rechtlich verbindlichen Zwischenzie-
len für 2030 und 2040. Der EGÖD wird mit den Partnern in Nicht-EU/EAA-Ländern 
wie Russland, der Ukraine und anderen an den Themen Erderwärmung und Klima-
wandel arbeiten, um sicherzustellen, dass sich alle europäischen Regierungen zu 
einem weltweiten Abkommen zur CO2-Senkung verpflichten. 
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Aktionspunkte: 
Kampagnen für einen „gerechten Übergang“. Die europäischen Regierungen und 
die EU sollten einen „Leitfaden für den gerechten Übergang“ aufstellen, der den 
Restrukturierungsprozess im Stromsektor begleitet. Unternehmen und Regierungen 
sollten mehr finanzielle Mittel für die Beschäftigten in Sektoren mit fossilen Brenn-
stoffen bereitstellen, u. a. für Umschulung, Hilfe bei der Suche nach anderen Jobs 
und Unterstützung bei der Schaffung umweltfreundlicher Arbeitsstellen.
Veränderungen der Produktionssysteme und besonders ein neuer  Energiemix als 
Voraussetzung für die Verringerung der Treibhausgasemissionen müssen voraus-
schauend geplant werden (Forschung, Ausbildung der Arbeitskräfte), um die Ent-
wicklung der ArbeitnehmerInnen zu fördern.
Weitere Untermauerung der Argumente für die Rolle und Aufgabenwahrnehmung 
öffentlicher Dienste (einschließlich Eigentümerrolle), im Energiesektor insgesamt, die 
sich auch auf erneuerbare Energien und Netze erstreckt, um Haushalte vor dem Pro-
fitstreben von Unternehmen und Private Equity-Fonds zu schützen. 
Weiteres Arbeiten an den Konzepten Emissionshandel und Energie-/CO

2
-Steuer in 

Zusammenarbeit mit dem EGB zur Vermeidung negativer Auswirkungen auf ein-
kommensschwache Haushalte.   
Weiteres Arbeiten am Thema Brennstoff-/Energiearmut im Zusammenschluss mit 
anderen Organisationen und Bemühen um verbindlichere Ziele zur Reduzierung der 
Energiearmut und zur Gewährung des Rechts auf Energie für alle als gesellschaftli-
che Verantwortung.
Aktionen für die Verbesserung der Arbeitsbedingungen und des Arbeits- und Ge-
sundheitsschutzes von Beschäftigten im Bereich erneuerbare Energien wie z. B. 
Windkraft, Solarindustrie (Produktion), Energieeffizienz-/Energiespardienste, aber 
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Dave Prentis – Vize-Präsident des EGÖD, Gewerkschaft  UNISON,  Großbritannien
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auch in untervergebenen Infrastrukturbereichen (Netze). Alle Beschäftigten im Ener-
giesektor sollten menschenwürdige Arbeits- und Lohnbedingungen vorfinden.
Entwicklung von Richtlinien für intelligente Netze und deren Auswirkungen auf den 
Sektor und seine Beschäftigten und Förderung einer (kommunalen) öffentlichen Inf-
rastruktur für Elektroautos, die von erneuerbaren Energien betrieben werden.
Beobachtung und Reaktion auf die zunehmende Integration der Strom- und Gas-
märkte und der wachsenden Bedeutung der europäischen Regulierungsbehörde 
(ACER) und Organen wie ENTSO-E und ENTSO-G (Fernleitungsnetzbetreiber), damit 
die Interessen der Beschäftigten und Bürger geschützt werden können. Es sollen 
Vorschläge für einen neuen Energievertrag und eine Europäische Energieagentur 
entwickelt werden, deren Schwerpunkte Angebot und Nachfrage nach Energie in 
Europa und eine kohärente Energiepolitik sind. 
Entwicklung einer allgemeinen Kollektivverhandlungsagenda für die Energiegewerk-
schaften; Verbesserung der regionalen und EU-weiten Koordination im Hinblick auf 
den europäischen Energiemarkt. 
Verbesserung der Qualität des sektoralen sozialen Dialogs wie auch des Dialogs 
mit multinationalen Unternehmen. Prioritäten sind der Kampf gegen Untervergabe, 
geringe Bezahlung, Geschlechtergleichstellung, Ausbildung und Fähigkeiten, Unter-
nehmensverantwortung, junge Beschäftigte und Verbesserung der Gewerkschafts-
stärke, vor allem im wachsenden Dienstleistungssektor der Energieindustrie.
Aufbauen auf den Errungenschaften hinsichtlich der sozialen Dimension in der Ener-
giegemeinschaft Südosteuropa, zu der jetzt die Ukraine, Moldawien und Georgien 
hinzugekommen sind; Armenien und die Türkei sind Beobachter. 
Arbeit und Erfahrungsaustausch mit den Partnergewerkschaften in GUS-Staaten 
(Russland und Zentralasien), da die Liberalisierung von Energiedienstleistungen auf 
der Tagesordnung weiter nach oben rückt und für eine soziale Dimension in der 
Energiepolitik gesorgt werden muss. 
Überwindung der Probleme im sozialen Dialog der Gasindustrie, deren Arbeitgeber 
sich zurückgezogen haben. Diese Probleme können bewältigt werden, wenn die 
Partnerorganisationen Druck auf die betreffenden Arbeitgeber und Branchenorgani-
sationen ausüben. Das EGÖD-Sekretariat wird weitere Unternehmungen koordinie-
ren, um einen lebhaften sozialen Dialog in diesem Sektor zu fördern.

Wasser
Der EGÖD verteidigt Wasser als öffentliche Dienstleistung und unterstützt Forde-
rungen nach Wasser als Gemeingut, das allen gehört und des Schutzes und der 
Verwaltung im Interesse aller bedarf. Die Europäische Bürgerinitiative „Wasser 
und sanitäre Grundversorgung sind ein Menschenrecht“ ist ein Erfolg. Die Forde-
rungen der Initiative werden weiterhin unterstützt, vor allem im Zusammenhang 
mit der Umsetzung durch Parlament, Rat und Kommission. Der EGÖD wird wei-
terhin Beziehungen zu Aktivistengruppen im Bereich Wasser aufbauen. Partner 
in europäischen Ländern außerhalb der EU sind aufgefordert, ihre Regierungen 
durch Lobbyarbeit zur Unterschrift unter den Wasserprinzipien der VN und zur 
Umsetzung derselben zu bewegen.
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Aktionspunkte:
Partner unterstützen, die Aufklärungsarbeit zur Schlüsselrolle der öffentlichen Was-
serdienstleistungen für die Gesellschaft leisten und die sich gegen die Privatisierung 
der Wasserbetriebe einsetzen.
Sich der Schaffung eines Marktes für Wasserrechte wie auch jeglichen Versuchen 
seitens der EU zur Liberalisierung der Wasserdienstleistungen einschließlich der wett-
bewerblichen Vergabe von Wasserkonzessionen entgegenstellen.
Die Entwicklung des Marktes für „intelligente Zähler“ (Smart Meter) analysieren.
Erste Schritte in Richtung eines sozialen Dialogs in der Wasser- und Abwasserwirt-
schaft unternehmen. Die Gewerkschaften im Bereich Wasserversorgung und Ab-
wasserreinigung im EGÖD werden die Bedingungen, Probleme und strategischen 
Vorgaben erörtern und sich auf die Ressourcen einigen, die für dieses Vorhaben zur 
Verfügung gestellt werden sollen.
Die Zusammenarbeit mit den spanischen Gewerkschaften dahingehend sichern, 
dass die spanischen multinationalen Wasser- und Abfallunternehmen von einem Eu-
ropäischen Betriebsrat abgedeckt sind.
Initiativen unterstützen und fördern, die sich für eine Rekommunalisierung von 
Dienstleistungen im Bereich der Wasserversorgung einsetzen.
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Abfall
Der Abfallsektor ist ein Bereich der Umweltdienste, in dem ein Beschäftigungswachs-
tum möglich ist. Er steht vor zahlreichen Herausforderungen, darunter der Verdrän-
gungswettbewerb auf der Grundlage von Bezahlung und Arbeitsbedingungen. Der 
EGÖD will die gesamte Kette in öffentlichen und privaten Unternehmen vertreten, 
von Abholung über Transport bis zu Sortierung, Recycling und Verbrennung.

Aktionspunkte:
Grundlegende Prinzipien der Abfallpolitik des EGÖD aktualisieren; Lobby Arbeit für 
die öffentliche Dienste-Dimension der Entsorgungspolitik als Vorgabe für die Unter-
nehmen.
Ressourceneffizienz unterstützen, die weiterhin ein wichtiger Punkt auf der Agenda 
ist. Bei einem Übergang zu einer ressourceneffizienten Gesellschaft wird der EGÖD 
sich für neue grüne Arbeitsplätze, neue Kompetenzen und Ausbildungsgänge und 
Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz als wichtige Themen in der Abfallwirt-
schaft einsetzen, die ebenfalls Eingang in die Abfallpolitik der EU finden sollten.
Wir müssen dem Ziel, einen sozialen Dialog im Abfallwesen zu etablieren, näher 
kommen. Die EGÖD-Abfallgewerkschaften werden die Modalitäten, Probleme, po-
tenziellen Strategien und Mittel diskutieren.
Aufbau Europäischer Betriebsräte in bedeutenden multinationalen Abfallunterneh-
men, die bisher noch nicht abgedeckt sind, vor allem relevant für große deutsche 
und spanische Unternehmen.

Liza di Paolo Sandberg – Präsidentin des Ständigen Ausschusses HSS 2014-19, 
Gewerkschaft Kommunal, Schweden
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In der großen Sorge, dass sich die durch das Zusammenwirken von „Staatschulden 
– Haushaltsdefizit – Sparmaßnahmen“  in mehreren europäischen Ländern ausge-
löste Abwärtsspirale weiter zuspitzt und die Verarmung der Bevölkerung in diesen 
Ländern weiter zunimmt, ohne dass die leisesten Anzeichen einer Verbesserung der 
Situation sichtbar werden; 
In der Erwägung, dass der jüngste Anstieg der Staatsverschuldung und damit auch 
der steigende Teil des Haushaltes, der in den meisten europäischen Ländern zum 
Abbau dieser Staatsschulden aufgewendet wird, in erster Linie einerseits auf die 
Entscheidungen der Regierungen, die Banken angesichts des 2008 drohenden Zu-
sammenbruchs bedingungslos und unter erheblichen Kosten zu retten, sowie wei-
terhin auf eine verheerende Steuerpolitik zurückzuführen ist, andererseits ebenfalls 
auf die Wirtschaftskrise, die infolge der Finanzkrise entstanden ist, sowie auf nicht 
zweckmäßige politische Entscheidungen; 
Alarmiert durch die Tatsache, dass die zum gegenwärtigen Zeitpunkt unter dem 
Diktat der Troika von den Regierungen durchgeführten Maßnahmen zur sparsamen 
Haushaltsführung sowie die Spardiktate ineffizient und ungerecht sind, die Staats-
verschuldung weiter erhöhen und dazu führen, dass die Maschen der sozialen Netze 
immer weiter werden und auch die Umverteilung des Reichtums erschwert wird, 
was in erster Linie Frauen und junge Menschen betrifft, ohne dabei einen maßgeb-
lichen Beitrag zum Abbau der Staatsverschuldung zu leisten; 
In Kenntnis der Tatsache, dass das Thema Staatsverschuldung bestimmend für das 
politische und sozialen Leben ist und in den kommenden Jahren bleiben wird, da die 
private Finanzwirtschaft weiterhin ungehindert spekuliert und mit erneuten Rekapi-
talisierungen von Banken zu rechnen ist; 
In Anbetracht der Tatsache, dass linke und rechte Regierungen gleichermaßen bereit 
sind, sich dem Druck der Finanzmärkte zu unterwerfen und wobei zu deren vorran-
gigen Forderungen der stetige Abbau der Verschuldung gehört und diese Rückzah-
lung der Staatsschulden von den Staats- und Regierungschefs als alternativlos, nicht 
diskutierbar und unverzichtbar dargestellt wird; 
In der Erwägung, dass eine Bewahrung der sozialen Rechte, die sich die Arbeitneh-
merInnen erkämpft haben, sowie das Aufhalten des sozialen Rückschritts und die 
Garantie von Grundrechten nur gelingen können, wenn ein radikaler Abbau der 
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Staatsverschuldung erfolgt und hierzu das Thema der öffentlichen Verschuldung 
zu einem zentralen Punkt der Debatten über Wege aus der Krise gemacht werden 
muss; wobei der Abbau der Staatsschulden ebenfalls unverzichtbar für die Durch-
führung einer Wirtschafts- und Sozialpolitik zum Wohle der Bevölkerung ist und wo-
bei qualitativ hochwertige öffentliche Dienste adäquat finanziert werden müssen; 
In wohlwollender Kenntnisnahme, dass in zahlreichen europäischen Ländern, darun-
ter Spanien, Frankreich, Griechenland, Portugal, Belgien und Italien, auf lokaler, re-
gionaler und/oder nationaler Ebene und mit aktiver Beteiligung der Gewerkschaften 
auf allen Ebenen Initiativen für ein Bürgeraudit der öffentlichen Verschuldung ent-
stehen und dass einige bereits jetzt konstruktive und beachtliche Ergebnisse zeigen 
[Ein Audit der öffentlichen Verschuldung beinhaltet den Prozess einer profunden 
Analyse der einzelnen Verbindlichkeiten, ihrer Herkunft und Verwendung sowie der 
für die Rückzahlung vereinbarten Modalitäten und Bedingungen].

7

Empfang im Rathaus von Toulouse
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FORDERT der Kongress den Exekutivausschuss und 
alle EGÖD-Mitglieder AUF: 
Aktive Förderung und Unterstützung der Einsetzung von Ausschüssen für das Bürge-
raudit der öffentlichen Verschuldung sowie der Beteiligung der EGÖD-Mitgliedsge-
werkschaften auf lokaler, regionaler und/oder nationaler Ebene um zu überprüfen, 
ob diese von den Behörden eingegangenen Verbindlichkeiten nicht unzumutbar, 
illegitim oder illegal sind.
Besonders sorgfältige Evaluierung von Maßnahmen, infolge fehlgeleiteter europä-
ischer Politiken der europäischen Institutionen im Hinblick auf öffentliche Dienste 
und ihre Marktliberalisierung, sowie von Maßnahmen, die auf die Vermarktlichung 
öffentlicher Dienste zurückzuführen sind und die seit 2008 als Antwort auf die Wirt-
schaftskrise umgesetzt wurden zum Nutzen der Finanzsysteme.
Begleitung dieser Unterstützung durch eine Aufklärungs- und Sensibilisierungskam-
pagne zur Schuldenfrage und zur Bedeutung des Bürgeraudits. Das Audit soll anstel-
le der Staatsverschuldung als Thema in den Mittelpunkt der Debatte rücken und hat 
deshalb eine zutiefst demokratische Dimension. 
Forderung an das Europäische Parlament, sich aktiv an der Verteidigung der vitalen 
Interessen eines sozialen Europas zu beteiligen, das die soziale Bedeutung der Arbeit 
respektiert und das bürgerschaftliche Engagement für alle fördert.

Françoise Geng – Vize-Präsidentin des EGÖD, Gewerkschaft CGT Santé Action Sociale, Frankreich
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14. Europäische Verträge

In der Erwägung, dass die Europäische Union von Anfang an als supranationale in-
stitutionelle und politische Einheit gegründet wurde und ihre Gestaltung vorrangig 
im Hinblick auf die Schaffung eines Binnenmarktes erfolgte, der sich bereits ab Mitte 
der 1980er Jahre und mit der Unterzeichnung der Einheitlichen Europäischen Akte 
umfassend die Grundsätze neoliberaler Politik und eine rigide monetäre Doktrin zu 
eigen gemacht hat; 
In der Erwägung jedoch, dass diese europäische Konstruktion im Hinblick auf be-
stimmte Aspekte deutliche Fortschritte bei der Integration einer zunehmenden Zahl 
von Staaten sowie bei der   schrittweisen Entwicklung einer Identifizierung mit den 
gemeinsamen Grundsätzen und Werten im Rahmen einer Unionsbürgerschaft er-
möglicht hat, deren Bedeutung immer stärker anerkannt wird, wobei auch die Wahl 
des Europäischen Parlaments in allgemeinen direkten Wahlen und die Erweiterung 
der Kompetenzen des Parlaments innerhalb der Europäischen Union, die  rechtliche 
Verbindlichkeit der EU-Grundrechtecharta im Vertrag von Lissabon und der bevor-
stehende Betritt zur Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten ebenso effektive Fortschritte bei der Vollendung eines Europas der 
Rechte und Werte bedeuten;
In der Erwägung jedoch, dass die unterschiedlichen Verträge über die wirtschaftliche 
Steuerung, die im Rahmen einer Sanierung der Staatsfinanzen derjenigen Unions-
mitglieder geschlossen wurden, deren  Staatsverschuldung und Neuverschuldung 
nicht den Kriterien des Maastrichter Vertrages entsprechen (im Euro-Plus-Pakt noch 
strikter neu formuliert und umgesetzt durch das Europäische Semester und in Kürze 
durch den EU-Fiskalpakt oder auch Vertrag zur Stabilität, Koordinierung und Steue-
rung  (SKS-Vertrag), den Mitgliedstaaten auferlegt wurden und Vorrang haben vor 
dem Erhalt von Arbeitsplätzen, dem Respekt der Menschenrechte sowie dem Sozi-
alschutz und dem Recht auf Kollektivverhandlungen; wobei die Privatisierungswelle 
und die kumulierten Kürzungen der öffentlichen Ausgaben zu den gravierendsten 
Folgen der Umsetzung der in diesen Verträgen beschriebenen Maßnahmen gehö-
ren, ebenfalls die Deregulierung des Arbeitsrechts, die Anhebung des Rentenalters 
und die Verlängerung der Wochenarbeitszeit sowie Lohnkürzungen und die unge-
rechte Erhöhung von Steuern wie der MwSt.;  
In der Erwägung, dass die Anwendung dieser Verträge und Pakte (Europäisches Se-
mester, Sixpack, Doppelpaket, Euro-Plus-Pakt, Europäischer Stabilitätsmechanismus 
und schließlich als Zusammenfassung der darin enthaltenen Grundsätze und Emp-
fehlungen in einem einzigen Vertrag, dem SKS-Vertrag oder EU-Fiskalpakt), ausge-
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arbeitet von der Kommission und/oder der Troika, gebilligt vom Rat und genehmigt 
vom Parlament, bisher keinerlei Verbesserung der wirtschaftlichen Situation der an 
diese Verträge gebundenen Länder bewirkt hat, sondern dort vielmehr eine katas-
trophale Abwärtsspirale ausgelöst hat mit einer weiteren Verschärfung der Staats-
schulden und der Rezession sowie einer alarmierenden Verschlechterung der Le-
bens- und Arbeitsbedingungen, die Millionen von Menschen in die Armut entlässt; 
In der Erwägung der weiterhin fehlenden Transparenz und demokratischen Debatte 
im Zusammenhang mit der Annahme dieser Mechanismen sowie der fast vollstän-
digen Unmöglichkeit für die Staaten, sich auf dem Wege der Beschlussfassung mit 
umgekehrter qualifizierter Mehrheit gegen Sanktionen zu wehren, die gegen ein 
Mitgliedsland verhängt werden, und sich so den drastischen und antisozialen Maß-
nahmen in Form von Haushaltseinsparungen zu entziehen, die durch die o. g. Texte 
vorgegeben werden;  
In der Erwägung des durch die Ratifizierung dieser Verträge bedingten Verlustes der 
Souveränität bei der Aufstellung des Staatshaushaltes und der damit einhergehen-
den Infragestellung der Berücksichtigung der jedem Land eigenen Besonderheiten, 
da der Staatshaushalt vorher von der Europäischen Kommission genehmigt werden 
muss; 
In der Erwägung der restriktiven Geldpolitik, die die Europäische Zentralbank seit 
ihrer Gründung befolgt und deren oberste Zielsetzungen Preisstabilität, konsequent 
ausgeglichene Haushalte und die Liberalisierung des Marktes bereits Oberhand ge-
wonnen haben über die Rolle der EZB als Wahrer der Interessen der einzelnen Volks-
wirtschaften, und die die Staaten dazu zwingt, sich auf den Finanzmärkten zu oft 
exorbitanten Zinsen zu finanzieren, während die Kredite, die die EZB den Finanzins-
titutionen gewährt, selten über einem Zinssatz von 1% liegen; 
In der Erwägung, dass neben diesen so radikalen wie konsequenten Haushaltsmaß-
nahmen das Europa der Rechte und der Demokratie in beunruhigender Weise an 
Bedeutung verliert, wobei  offen diskriminierende und repressive politische Maß-
nahmen (z. B. gegen die Roma) nicht sanktioniert werden; öffentliche Debatten 
nicht geführt oder sogar unterdrückt werden und Verstöße gegen Arbeitsrecht 
und gegen die Charta der Grundrechte der europäischen Union nicht nur straffrei 
bleiben, sondern vielfach  durch bestimmte, von der Kommission vorgeschriebene 
Maßnahmen zum Abbau des Sozialschutzes oder durch  Sicherheitsinstitutionen wie 
Frontex und den Erlass von ständig unmenschlicher werdenden Richtlinien gegen 
illegale Einwanderung sogar gefördert werden.   Die wirtschaftlichen, sozialen und 
kulturellen Rechte und die Gewerkschaftsrechte werden durch eine unzweckmäßi-
ge, ineffiziente und kontraproduktive „ordoliberale“ Ideologie angegriffen, ohne 
dass dies strafrechtliche Folgen hätte und ohne dass die Stimme der Völker gehört 
würde, die sich unbeirrt mobilisieren, um ihre Würde zu verteidigen. Als Folge dieser 
Entwicklungen werden Tendenzen verstärkt, sich abzukapseln, einem überzogenen 
Nationalismus anzuhängen und Sündenböcke zu suchen, während gleichzeitig po-
litische Parteien und Bewegungen wieder erstarken, die auf primär europafeindli-
chen, fremdenfeindlichen, diskriminierenden, gewerkschaftsfeindlichen und antide-
mokratischen Ideen beruhen (siehe Viktor Orban und die Jobbik-Partei in Ungarn, 
die rechtsextreme Goldene Morgenröte in Griechenland sowie generell der beunru-
higende Aufstieg extrem rechter Gruppierungen fast überall in Europa). 
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FORDERT der Kongress den Exekutivausschuss und 
alle EGÖD-Mitglieder AUF:
Gemeinsam mit dem EGB und allen Branchenverbänden aktiv und dauerhaft Kam-
pagnen durchzuführen und Druck aufzubauen, um: 
 Eine demokratische Debatte auf Ebene der Mitgliedstaaten über die europäischen 
Haushaltsentscheidungen und die Verträge wie den SKS-Vertrag herbeizuführen, 
die die europäischen Länder und ihre Bevölkerung dazu verurteilen, in das Räder-
werk einer systematischen Verarmung gezogen zu werden; 
So klar und umfassend wie möglich mit allgemein verständlichen Texten und mit 
Hilfe audio-visueller Medien über die Gefahren des SKS-Vertrages und der dazuge-
hörigen Verträge sowie über die Gründe zu informieren, sich dagegen zu wehren; 
Sich mit allen verfügbaren Mitteln und besonders auf parlamentarischem Wege der 
Ratifizierung des SKS-Vertrages zu widersetzen, da dieser den Menschenrechten 
keinen Vorrang vor wirtschaftlichen Interessen einräumt  und nicht zu einer Neube-
lebung der Nachfrage durch eine Politik beiträgt, die Arbeitsplätze schafft und zu 
einer Umverteilung des Wohlstands führt; 
Möglichst viele Europäische Bürgerinitiativen (EBI) wie die zur Durchsetzung des  
Rechts auf Wasser als Gemeingut auf den Weg zu bringen, um nachdrücklich den 
Schutz von Grundrechten sowie den Erhalt und die Förderung qualitativ hochwerti-
ger öffentlicher Dienste für alle zu fordern; 
Die Prioritätsreihenfolge der Artikel des Vertrags über die Europäische Union zu 
ändern (die einer wirtschaftlichen Deregulierung zum Nachteil der Menschenrech-
te den Vorrang geben), um wieder die umfassende Anwendung des Artikel 2 des 
EU-Vertrags in den Mittelpunkt der europäischen Konstruktion zu stellen. Dieser 
Artikel besagt:  „Die Werte, auf die sich die Union gründet, sind die Achtung der 
Menschenwürde, Freiheit, Demokratie, Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit und die Wah-
rung der Menschenrechte einschließlich der Rechte der Personen, die Minderheiten 
angehören. Diese Werte sind allen Mitgliedstaaten in einer Gesellschaft gemeinsam, 
die sich durch Pluralismus, Nichtdiskriminierung, Toleranz, Gerechtigkeit, Solidarität 
und die Gleichheit von Frauen und Männern auszeichnet“;
Das Mandat der europäischen Zentralbank dahingehend zu ändern, dass sie Kre-
dite direkt an Staaten vergeben kann zu genau den günstigen Zinsen, die sie auch 
den Finanzmärkten gewährt. Dies wird Finanzspekulationen erschweren und den 
Volkswirtschaften real mehr helfen, als  ihnen der Spekulation unterworfene Kredite 
aufzuzwingen mit entsprechenden ruinösen Konsequenzen;
Die unterschiedlichen gewerkschaftlichen Kampfmaßnahmen in Europa zusammenzu-
führen, zu unterstützen und zu koordinieren und mit Hilfe der Mainstream-Medien 
und der alternativen Medien zu verbreiten, um ihnen eine konkrete und nachdrückliche 
Wirkung zu geben und ihnen in der gesamten Gesellschaft Aufmerksamkeit zu sichern;
Basis- und Bürgerorganisationen, die ein Europa des Rechtes, der Würde und der Gerech-
tigkeit fordern, zu unterstützen und sich mit ihnen zu verbünden, da eine Umkehrung 
der Kräfteverhältnisse nur im gemeinsamen Kampf und nicht in vereinzelten Aktionen 
gelingen kann. Der entsprechende Arbeitsaufwand ist erforderlich, um die Kampagnen 
anderer europäischer und internationaler Organisationen miteinander zu verbinden.
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In dem Bewusstsein, dass die Europäische Union und ihre Mitgliedstaaten nach 
dem wiederholten Scheitern multilateraler Handelsverhandlungen im Rahmen der 
Doha-Runde seit mehreren Jahren ihre Außenhandelspolitik auf den Abschluss bila-
teraler Freihandelsabkommen (Wirtschaftspartnerschaftsabkommen) und bilateraler 
Investitionsabkommen mit Drittregionen oder Drittländern ausrichten; 
In der beunruhigenden Erkenntnis, dass die Durchführung zahlreicher dieser Abkom-
men in den meisten Fällen zu einer Verschlechterung der Qualität, der Sicherheit, der 
Zugänglichkeit, der Gleichbehandlung, der Förderung des universellen Zugangs und 
der Rechte der NutzerInnen (im Protokoll 26 über Dienstleistungen von allgemeinem 
Interesse im Vertrag von Lissabon festgelegte gemeinsame Werte) im Hinblick auf 
öffentliche Dienste als Folge ihrer Liberalisierung und Privatisierung geführt hat; 
In dem Bewusstsein, dass die Freihandelsabkommen ebenfalls in vielen Fällen zu einer 
Verschlechterung der Lebens- und Arbeitsbedingungen der betroffenen Bevölkerun-
gen geführt haben aufgrund von Arbeitsplatzverlusten infolge von Privatisierungen 
sowie ebenfalls zu einem höheren Wettbewerbsdruck, zu stark schwankenden Le-
bensmittelpreisen, zu einer stärkeren ausländischen Kontrolle von Dienstleistungen 
und natürlichen Ressourcen und zur Missachtung von Arbeitnehmerrechten und 
Kollektivvereinbarungen;
In Erwägung der zahlreichen Erfahrungsberichte sozialer Bewegungen und Gewerk-
schaften in den Ländern, die unter diese Handelsabkommen fallen; und wobei diese 
Berichte die Missachtung der Umwelt und der Bevölkerungen sowie die Missach-
tung von Menschenrechten und wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechten 
sowie anwendbaren Gewerkschaftsrechten in den  Ländern/und oder Sektoren der 
Länder bestätigen, in denen diese Abkommen gelten; 
In Erwägung dessen, dass neben den bilateralen Verhandlungen zwischen der EU 
und Drittländern über Präferenzabkommen weiterhin folgende Verhandlungen 
stattfinden: 

· Erstens: Wiederaufnahme 2013 der offiziellen multilateralen Handelsverhandlun-
gen im Rahmen der WTO;

· Zweitens: Aufnahme einer neuen Runde plurilateraler Verhandlungen über den 
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Handel mit Dienstleistungen (DA) mit der Behauptung, den Prozess der Liberali-
sierung fortzusetzen und zu vertiefen, der im Rahmen der WTO- und GATS-Ver-
handlungen (GATS =  allgemeines Übereinkommen über den Handel mit Dienst-
leistungen) begonnen wurde mit dem Ziel einer stärkeren Liberalisierung des 
Handels und der Investitionen im Bereich der Dienstleistungen in allen Sektoren 
und für alle Leistungsarten; dies wird sich dauerhaft auf bis zu 90% der öffent-
lichen Dienste auswirken.

· Drittens: Abschluss des Abkommens zwischen der EU und den Vereinigten Staa-
ten über einen umfassenden transatlantischen Markt einerseits und des Abkom-
mens zwischen der EU und Kanada über ein umfassendes Wirtschafts- und Han-
delsabkommen (Comprehensive Economic Trade Agreement CETA) andererseits, 
wobei beide Abkommen ebenfalls auf die verstärkte Liberalisierung des Handels 
einschließlich des Handels mit Dienstleistungen abzielen und eine Politik zum 
Schutz der ArbeitnehmerInnen, der BürgerInnen und der Umwelt abschaffen 
und Investoren das Recht einräumen, in innenpolitische Entscheidungen eines 
Landes einzugreifen.

In Erwägung des Souveränitätsverlustes der Staaten, die Teil dieser Abkommen sind, 
zugunsten supranationaler Handelsvorschriften und der Durchsetzung von Sanktio-
nen, falls diese Vorschriften nicht befolgt werden; 
In Erwägung des daraus folgenden Risikos der Nichtanwendung geltender euro-
parechtlicher Bestimmungen im Rahmen dieser multilateralen Abkommen und hier 
besonders der Grundrechtecharta, Artikel 14, und des Protokolls 26 des Vertrags 
über die Arbeitsweise der EU;
In Erwägung der bereits jetzt verheerenden Folgen der zwischen der EU und Dritt-
ländern abgeschlossenen Abkommen auf die nationalen Arbeitsschutz- und Ver-
braucherschutzgesetze in diesen Ländern; 
In Erwägung der fehlenden Transparenz der Verhandlungen über diese Abkommen, 
die in der Regel erst zum Zeitpunkt der Ratifizierung und nach Unterzeichnung durch 
die Vertragsparteien publik gemacht werden; 
In Erwägung ebenfalls der Tatsache, dass Folgeabschätzungen über soziale und öko-
logische Auswirkungen dieser Abkommen einen extreme geringen Stellenwert ha-
ben und dass diese (falls sie durchgeführt werden) aufgrund ihrer zu späten Durch-
führung eine wirksame Berücksichtigung ihrer Ergebnisse nicht mehr erlauben; 
In Erwägung der Gefahr, die die Ratifizierung dieser Abkommen für die Bevölkerung 
darstellt, da zwingende, bei Regelverstößen gegen internationale Abkommen über 
Menschen- und Arbeitnehmerrechte sanktionierte Bestimmungen für diese Abkom-
men nicht gelten; 
In Erwägung des Protokolls 26 des Vertrags von Lissabon, das an die gemeinsame 
Verantwortung der EU und der Mitgliedstaaten für den Schutz und die Verbesse-
rung ihrer öffentlichen Dienste entsprechend den Bestimmungen dieses Protokolls 
und der horizontalen Sozialklausel erinnert, in der es heißt: „Bei der Festlegung und 
Durchführung ihrer Politik und ihrer Maßnahmen trägt die Union den Erfordernissen 
im Zusammenhang mit der Förderung eines hohen Beschäftigungsniveaus, mit der 
Gewährleistung eines angemessenen sozialen Schutzes, mit der Bekämpfung der so-
zialen Ausgrenzung sowie mit einem hohen Niveau der allgemeinen und beruflichen 
Bildung und des Gesundheitsschutzes Rechnung“.
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FORDERT der Kongress den Exekutivausschuss und 
alle EGÖD-Mitglieder AUF:
Gemeinsam mit dem EGB und allen Branchenverbänden aktiv und dauerhaft Kam-
pagnen durchzuführen und Druck aufzubauen, um: 
Eine demokratische Debatte auf Ebene der Mitgliedstaaten über alle Fragen im 
Zusammenhang mit diesen Handelsabkommen und über alle Gefahren herbeizu-
führen, die diese Abkommen für die Demokratie, die Gesamtheit der Bürger- und 
Arbeitnehmerrechte und für die Bewahrung qualitativ hochwertiger öffentlicher 
Dienste darstellen; 
Die Durchführung eines echten demokratischen und transparenten Anhörungs- und 
Unterrichtungsprozesses der BürgerInnen im Hinblick auf die von der EU geführten 
bilateralen und plurilateralen Verhandlungen über Handelsabkommen zu fordern, 
sobald diese Verhandlungen beginnen;  
Die effektive Anwendung der im europäischen Primärrecht verankerten gesetzli-
chen Bestimmungen zu fordern, auch im Rahmen multilateraler Bestimmungen, um 
die in den von den Handelsabkommen betroffenen Ländern existierenden sozialen 
Schutznetze zu erhalten und besonders darauf zu achten, dass die Autonomie- und 
Subsidiaritätsrechte der Mitgliedstaaten, wie sie in den Richtlinien für die öffentli-
chen Dienste vorgesehen sind, auch bei Abschluss supraeuropäischer Abkommen 
erhalten bleiben; 
Die Gesamtheit aller bestehenden Anhörungsbestimmungen im Rahmen bilateraler 
Verhandlungen zwischen der EU und Drittländern zu nutzen sowie jede Form der 
Bürgermobilisierung zu fördern und zu unterstützen, die zu einem systematischen 
und effektiven Prozess der Unterrichtung, Anhörung und Berücksichtigung aller 
Warnsignale hinsichtlich der Risiken dieser Verhandlungen für grundlegende soziale 
und durch europäisches Recht und internationale Abkommen anerkannte Errungen-
schaften aufruft; 
Ein hohes Maß an Beteiligung und Mobilisierung von Gesprächspartnern aus dem 
Bereich Sozial- und Bürgerbewegungen aufrechtzuerhalten, um die in den Handel-
sabkommen zwischen Ländern und/oder Regionen festgelegte Prioritätenfolge um-
zukehren zugunsten von nachhaltigen Sozial- und Umweltinvestitionen, die zu einer 
am Menschen orientierten Entwicklung beitragen; 
Darauf zu achten, dass die öffentlichen Dienste, im Rahmen der oben genannten 
Handelsabkommen nicht zum Gegenstand der Privatisierung werden können. 
An der Ausarbeitung von Sozial- und Umweltnormen für  internationales Recht mit-
zuwirken, die Investoren zur Einhaltung  von Mindestanforderungen verpflichten.
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Die Zahl von 5,6 Millionen Arbeitslosen in der EU, die jünger als 25 Jahre sind, stellt 
eine Bedrohung für das europäische Sozialmodell dar.  Die Jugendarbeitslosigkeit ist 
allerdings nicht nur ein Problem der EU mit Arbeitslosenquoten von 50% und mehr 
in den  Mittelmeerländern und in anderen Ländern. Die Arbeitslosenzahlen und die 
Zahl der prekären Beschäftigungen steigen überall auf der Welt, da die Regierun-
gen den Menschen harte Sparmaßnahmen auferlegt haben und ihre Länder im-
mer weiter in die Rezession treiben mit der Folge eines versagenden Sozialsystems. 
BürgerInnen, die ihren Arbeitsplatz verloren haben, werden schnell Opfer sozialer 
Ausgrenzung. Arbeitslosigkeit ebnet darüber hinaus den Weg zu einer undemokra-
tischen Entwicklung. Ganz Europa braucht eine neue wirtschaftliche Ausrichtung: 
Die EGÖD-Leitidee eines alternativen sozialen Europas mit einem hohen Beschäfti-
gungsniveau ist eine unverzichtbare Voraussetzung, um den jungen Menschen von 
heute eine menschenwürdige Zukunft zu bieten. Wir riskieren, eine Generation zu 
verlieren. Die Gewalt zwischen den Geschlechtern nimmt bei jungen Menschen zu. 
Wir verzeichnen auch eine Zunahme von Rassismus – oftmals genährt von religiö-
sen Überzeugungen – und Benachteiligungen auf Grund der sexuellen Orientierung. 
Dies sind alles Entwicklungen, die wir im 21. Jahrhundert eigentlich überwunden 
haben sollten.
Es gibt auch hohe Arbeitslosenzahlen bei jungen Menschen von über 25 Jahren mit 
mittlerem oder höherem Bildungsabschluss. Diese Gruppe wird in den europäischen 
Debatten über Jugendarbeitslosigkeit oft vergessen, obwohl sie in mancher Hinsicht 
vor vergleichbaren Problemen steht. Viele junge Menschen mit einem Bildungsab-
schluss werden aufgrund fehlender Arbeitsmöglichkeiten im eigenen Land dazu 
gezwungen, auszuwandern. Wenn dieses Problem nicht gelöst wird, besteht die 
große Gefahr des Verlustes hochqualifizierter Personen („Brain Drain“) mit in naher 
Zukunft  generell negativen Auswirkungen auf  die Volkswirtschaften in Europa und 
mit der Folge einer weiteren nicht hinnehmbaren Verschwendung von Humanres-
sourcen und der weiteren Polarisierung in den Gesellschaften.

16. Jugendarbeitslosigkeit – Europa kann 
es sich nicht leisten, eine Generation zu 
verlieren!
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In einigen Ländern finden junge Menschen nur unsichere Beschäftigungen. Dies 
veranlasst sie dazu, in andere Länder abzuwandern, die in sie investieren und die 
auf die Erfahrungen und Qualifikationen dieser jungen Arbeitskräfte für ihre eigene 
Entwicklung setzen.
Junge Menschen sind von einer Rezession am härtesten betroffen. Als berufliche 
Neueinsteiger nehmen ihre Chancen, Erfahrungen im Arbeitsleben zu sammeln, in 
einem schrumpfenden Arbeitsmarkt ab. Die Gefahr des Arbeitsplatzverlustes ist für 
sie größer, unter den BewerberInnen für zeitlich befristete Jobs sind sie oft überreprä-
sentiert, und sie laufen Gefahr, zu den als „Working Poor“ bezeichneten Menschen 
zu gehören, die trotz einer Erwerbtätigkeit nicht in der Lage sind, einen akzeptablen 
Mindestlebensstandard zu halten.  Praktika und andere unbezahlte Tätigkeiten müs-
sen dringend reguliert werden, damit Missbrauch unterbunden wird und die Zahl 
billiger Arbeitskräfte nicht noch weiter steigt, denn dies kann nicht Teil der Lösung 
des Problems der Jugendarbeitslosigkeit sein. Eine weitere Folge dieser Problematik 
besteht darin, dass sich junge Menschen keine eigenen Wohnungen leisten können 
und stattdessen weiterhin davon abhängig sind, bei ihren Eltern wohnen zu können. 
Junge Menschen werden von den  Sparmaßnahmen am härtesten getroffen. Ab-
nehmende Beschäftigungsmöglichkeiten und die Deregulierung des Arbeitsmarktes 
führen zu einer Erosion des Sozialschutzes für unsere jungen Menschen jetzt und 
in der Zukunft, verbunden mit geringeren Versorgungsansprüchen und der Forde-
rung, für erhaltene staatliche Leistungen zu arbeiten. Da dies ein Nährboden für 
fortgesetzte Ausgrenzung, Rassismus und Verachtung für das politische System ist, 
müssen die jungen Menschen im Rahmen einer breit angelegten Kampagne über 
die Gefahren des Faschismus aufgeklärt werden.

Jarkko Eloranta – Präsident der Gewerkschaft JHL, Finnland
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Seit zu vielen Jahren gehören Unsicherheit, Rechtlosigkeit, mangelnde Stabilität und 
schlecht oder gar nicht bezahlte Arbeit zu den Alltagserfahrungen junger Europäe-
rInnen bei der Arbeitssuche. Wir müssen uns im Rahmen des sozialen Dialogs und 
von Kollektivverhandlungen permanent gegen prekäre Arbeitsverhältnisse in Europa 
wehren.
Um die Jugendarbeitslosigkeit zu verringern, hat die EU ein Europäisches Jugend-
garantie-Programm in Höhe von bisher 6 Milliarden Euro vorgeschlagen. Dieses Ju-
gendgarantie-Programm will Arbeitsmöglichkeiten, Praktika und Ausbildungswege 
für Jugendliche anbieten, die seit mindestens 4 Monaten arbeitslos sind. Es ist dies 
ein wichtiger Schritt in die richtige Richtung, aber nach Schätzungen der IAO sind 
fast 21 Milliarden Euro erforderlich, um adäquate Maßnahmen im Kampf gegen 
die Jugendarbeitslosigkeit in Europa zu ergreifen. Allerdings bezieht sich diese Zahl 
lediglich auf die 17 Mitglieder der Eurozone. Zusätzliche Aktionen und Veränderun-
gen sind deshalb erforderlich, um dieses Programm zu einem erfolgreichen Ergebnis 
zu führen. 1.000 Milliarden Euro sind in der derzeitigen Finanzkrise dafür ausgege-
ben worden, Banken vor dem Ruin zu retten.  Für unsere jungen Menschen müsste 
nur einen Bruchteil dieser Summe zur Verfügung gestellt werden. Es ist wichtig für 
Jugendliche in Europa, dass sie an ihre Zukunft glauben können. Die ergriffenen 
Maßnahmen müssen deshalb in erster Linie die Bereitstellung neuer Arbeitsmöglich-
keiten und Ausbildungsprogramme zum Ziel haben, die ihnen die Qualifikationen 
ermöglichen, die sie für die Teilhabe an einem zukünftigen Arbeitsmarkt brauchen 
werden. 
Der öffentliche Sektor muss im Kampf gegen Jugendarbeitslosigkeit und prekäre Be-
schäftigung eine Schlüsselrolle übernehmen. Investitionen in eine aktive öffentliche 
Arbeitsmarktpolitik beinhalten auch finanzielle Investitionen und Humanressourcen 
sowie Überlegungen zu Einstellungsplänen und Dienstleistungen und hochwertigen 
Arbeitsplätzen für junge Menschen. Das bedeutet eine Abkehr von der Politik der 
Kürzungen und Sparmaßnahmen, durch die der öffentliche Sektor schon viel zu 
lange attackiert wird.
Bei den Jüngsten sollten wir uns intensiv mit den Ursachen für das Fernbleiben 
vom Unterricht befassen, denn ohne eine grundlegende Schulbildung haben junge 
Menschen  kaum eine Chance, im Leben weiterzukommen. Schulzufriedenheit ist 
wichtig, um soziale Ausgrenzung zu vermeiden und bessere Lernergebnisse und 
Kompetenzen zu erzielen. Frühes Eingreifen bietet hier die Chance, die soziale Aus-
grenzung junger Menschen zu vermeiden.  Hierzu sind umfassendere Investitionen 
in Bildungssysteme erforderlich, die auf allen Ebenen kostenlos und frei zugänglich 
sind, und es ist mit Stipendien dafür zu sorgen, dass Bildung ein für alle verfügbares 
Gut ist.  
Der Übergang von der Schule zum Berufsleben muss so reibungslos wie möglich 
erfolgen, zum Beispiel mit Hilfe von Lehrlingsausbildungssystemen. Die meisten Län-
der mit gut funktionierenden Lehrlingsausbildungssystemen haben eine niedrigere 
Jugendarbeitslosigkeit, da den jungen Menschen dort ein schnellerer Wechsel von 
der Schule ins Berufsleben durch die Vermittlung von Ausbildungsplätzen angebo-
ten wird. Voraussetzung solcher Systeme ist, dass am Ende ein vollständiger Berufs-
abschluss und nicht bloß das Trainieren einzelner Tätigkeiten steht. Dies gilt auch für 
die Ausrichtung arbeitsmarktpolitischer Instrumente auf abschlussbezogene Maß-
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nahmen. Praktika in Unternehmen oder Kommunalbehörden müssen entsprechend 
der dort verbrachten Zeit und in einem angemessenen Verhältnis zur Bezahlung 
anderer ArbeitnehmerInnen vergütet werden.
Studienzeiten, Ausbildung, Praktika oder Lehrausbildungen müssen bei der Berech-
nung der Altersversorgung mit berücksichtigt werden.
Es muss umfangreicher in die Bildung, Berufsbildung und Betreuung junger Arbeits-
loser investiert werden. Eine gute Ausbildung braucht eine langfristige Finanzierung 
und langfristige Ziele, keine kurzfristigen Aktionen mit einfachen Mitteln. Die bisher 
zugeteilten 6 Milliarden Euro werden nicht reichen. Die europäischen Fonds wie der 
Regional-, Sozial- und Kohäsionsfonds sollten in unbürokratischer Weise Gelder für 
den Kampf gegen die Jugendarbeitslosigkeit bereitstellen. Der von den EU-Fonds 
übernommene Förderanteil sollte höher ausfallen, wenn die Mitgliedstaaten diese 
Mittel nicht selbst aufbringen können.
Es sollte ebenfalls Geld investiert werden, um für junge Menschen sozial nützliche 
und nachhaltige Arbeitsplätze  zu schaffen, die sich durch existenzsichernde Löhne 
und faire Arbeitsbedingungen auszeichnen. Dies kann durch die effektivere Einzie-
hung offener Steuerforderungen finanziert werden. 
Fundamentale Arbeitsbestimmungen sollen auch für junge Leute gelten. Eine ange-
messene Vergütung und gute Beschäftigungsbedingungen geben ihnen eine wich-
tige Grundlage für wirtschaftliche und soziale Unabhängigkeit.  
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Aktionspunkte:
Der EGÖD wird in seinen sektoralen Sozialdialogen mit den Arbeitgebern den 
Schwerpunkt auf die Jugendarbeitslosigkeit legen. Die Grundlage hierfür ist die 2013 
von EGB, BusinessEurope, UAPME (Europäischer KMU- und Handwerksverband) und 
CEEP (Europäischer Zentralverband der öffentlichen Wirtschaft) ausgehandelte Rah-
menvereinbarung. Diese fordert die nationalen Akteure im Arbeitsmarkt, die Behör-
den und andere Interessengruppen auf, gemeinsame Maßnahmen zu ergreifen, um 
konkrete Fortschritte für eine höhere Beschäftigung von Jugendlichen zu erzielen. 
Die zwischen den europäischen Sozialpartnern (Europäischer Gewerkschaftsbund, 
Europäische Arbeitgeber- und Industrieverbände und Europäischer Zentralverband 
der öffentlichen Wirtschaft) abgestimmten Vorschläge gegen Jugendarbeitslosigkeit 
müssen konkretisiert und erweitert werden. Problematisch ist die Bewertung von 
Praktika und befristeten Arbeitsverträgen als „helpful stepping stone into the labour 
market”, weiterhin die Unverbindlichkeit in Bezug auf die Anwendung der Ende 
Februar verabschiedeten Ratsempfehlung zur Jugendgarantie. Es fehlt nach wie vor 
ein Qualitätsrahmen für Praktika auf EU-Ebene.  
Der EGÖD muss sich durch die Fortsetzung der Arbeiten innerhalb des EGÖD- und 
PSI-Jugendnetzwerks weiter dafür einsetzen, dass sich Jugendliche stärker enga-
gieren und innerhalb der gewerkschaftlichen Organisationen stärker vertreten sind, 
und es müssen spezielle Initiativen zur Förderung der Beschäftigung von Jugendli-
chen ergriffen werden.
Der EGÖD soll seine Mitglieder ebenfalls dazu auffordern:

· Freiwillige Fortbildungsmaßnahmen und Arbeitsgelegenheiten zu fördern, wobei 
es keine Altersdiskriminierung bei Löhnen und Leistungen gibt.

· Kampagnen für Investitionen in die Schaffung nachhaltiger und sozial nützlicher 
Arbeitsplätze für junge Menschen durchzuführen, die ihnen existenzsichernde 
Löhne gewährleisten.

· Die jungen Mitglieder sollen dazu ermutigt werden, aktive Kampagnen gegen 
populistische, nationalistische, rechtsextreme und faschistische Organisationen 
durchzuführen, die die Jugendarbeitslosigkeit für ihre Zwecke zu nutzen versu-
chen, indem sie MigrantInnen und ethnische Minderheiten für die Auswirkungen 
der Sparprogramme verantwortlich machen.

Die Mitgliedsorganisationen des EGÖD sind aufgefordert, sich mit Kampagnen für 
geeignete Maßnahmen zur Umsetzung der Jugendgarantie und zur Absicherung ei-
nes akzeptablen Mindestlebensstandards einzusetzen sowie Praktika zu regulieren, 
um Missbrauch zu unterbinden.

*

*

*

*



17. Viele bewirken mehr – 
Gewerkschaftliche Organi-
sierung und Rekrutierung
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Ziel und Zweck unserer Arbeit als Gewerkschaften ist eine starke Position in den 
Betrieben. Diese Stärke  müssen wir nutzen, um für unsere Mitglieder  und für alle 
ArbeitnehmerInnen Ergebnisse zu erzielen. Dies betrifft Verhandlungen mit Arbeit-
gebern auf nationaler und lokaler Ebene und ist ebenfalls von Bedeutung im Hinblick 
auf unsere Fähigkeiten, die Belange unserer Mitglieder aller ArbeitnehmerInnen ge-
genüber der Politik durchzusetzen. 
Unsere Stärke liegt in unseren Mitgliedern begründet sowie in der Anzahl der Mit-
glieder, die wir gewerkschaftlich organisieren können, und im Ausmaß des Engage-
ments und der Mitbestimmungsmöglichkeiten dieser Mitglieder. Jede Person, die für 
die Mitgliedschaft in einer Gewerkschaft in Frage kommt, sollte dazu aufgefordert 
werden. Die Rekrutierung und Aktivierung neuer Mitglieder ist eine der wichtigsten 
Aufgaben aller gewählten GewerkschaftsfunktionärInnen und der Gewerkschafts-
mitglieder selbst. Die Erhöhung der Mitgliederzahlen, die Beteiligung an Aktionen 
und wo nötig Streiks ist die Grundlage für die erfolgreiche Durchsetzung der For-
derungen unserer Mitglieder und der Rechte aller ArbeitnehmerInnen, für die Er-
höhung von Löhnen und die Verbesserung der Arbeitsbedingungen und auch für 
unsere Einflussnahme auf die Politik. Um gute Kollektivvereinbarungen und Beschäf-
tigungsbedingungen zu erreichen, ist es von entscheidender Bedeutung, zahlreiche 
und aktive Gewerkschaftsmitglieder hinter sich zu haben.  Dies trifft gleichermaßen 
auf kleine wie auf große Betriebe im öffentlichen und im privaten Sektor zu. 
Ein starker EGÖD erfordert starke nationale Gewerkschaften, die wir wiederum 
brauchen, um die Europapolitik zu beeinflussen und damit für unsere Mitglieder, für 
alle ArbeitnehmerInnen und die BürgerInnen Europas Änderungen zu bewirken und 
Verbesserungen zu gestalten. 
Wir wollen, dass der EGÖD gehört wird und dass die Stimme des EGÖD ernst ge-
nommen wird. Wir stehen in Europa vor großen Herausforderungen. Der EGÖD 
muss gestärkt werden, wenn wir glaubwürdige Antworten geben, die Politik auf 
Ebene der EU beeinflussen und Veränderungen zum Vorteil unserer Mitglieder und 
aller ArbeitnehmerInnen bewirken wollen. Das lässt sich erreichen, indem wir mehr 
Gewerkschaften zu einer Mitgliedschaft bei unserem Verband bewegen; in erster 
Linie wird dies jedoch dadurch zu erzielen sein, dass unser derzeitigen Mitgliedsge-
werkschaften ihre eigenen Mitgliederzahlen erhöhen und auf diese Weise auf der 
nationalen Ebene an Stärke gewinnen. 
Uns stellt sich die schwierige, aber wichtige Aufgabe, ArbeitnehmerInnen in einem 
zunehmend fragmentierten Arbeitsmarkt zu organisieren. Dieser Markt ist dadurch 
gekennzeichnet, dass die Beschäftigungsbedingungen immer vielfältiger und pre-
kärer werden. Es gibt eine Vielzahl von Arbeitgebern und sowohl öffentlichen als 
auch privaten Anbietern sozialer Leistungen im Arbeitsmarkt. Als EGÖD-Mitglieder 
verteidigen wir die Interessen der Beschäftigten im öffentlichen, im gemeinnützigen 
und im privaten Sektor. Wir müssen eine Schwäche in eine Stärke verwandeln!
Eine zunehmend multikulturelle Gesellschaft erfordert ebenfalls von uns, dass wir 
uns für den Grundsatz des gleichen Wertes und des gleichen Rechtes aller Men-
schen zu einer Zeit einsetzen, da WanderarbeitnehmerInnen immer mehr zu einer 

17. Viele bewirken mehr – Gewerkschaftliche 
Organisierung und Rekrutierung
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neuen Unterschicht werden.  In Europa manifestieren sich verstärkt fremdenfeind-
liche Parteien und Tendenzen. Damit wir unsere Mitglieder verteidigen und einen 
Wettbewerb verhindern können, der auf Unterbietungskonkurrenz und Sozialdum-
ping beruht, brauchen wir starke Gewerkschaften und eine hohe gewerkschaftliche 
Organisationsdichte, um die Arbeits- und Lebensbedingungen aller ArbeitnehmerIn-
nen zu sichern. 
Es gibt offenkundig viele Gründe, nicht Mitglied einer Gewerkschaft zu werden.  Es 
lassen sich leicht Gründe außerhalb unseres Einflussbereichs für Entwicklungen in 
der Gesellschaft und in der Politik finden. Es gibt aber noch mehr Gründe, die wir bei 
uns in den Gewerkschaften suchen sollten. Wir müssen in den Betrieben mehr Flag-
ge zeigen und den Menschen zeigen, welchen Nutzen die Mitgliedschaft in einer 
Gewerkschaft hat; wir müssen unser Image verbessern und als zukunftsorientiert 
wahrgenommen werden.
Es ist unsere Aufgabe dafür zu sorgen, dass sich mehr Menschen einer Gewerkschaft 
anschließen. Wir können einiges dafür unternehmen – indem wir uns als attraktive 
Organisation präsentieren, die Vorteile einer Mitgliedschaft zeigen und Menschen 
davon überzeugen und ihnen zeigen, dass sie Einfluss auf Löhne, Arbeitsbedingun-
gen und berufliche Laufbahnen nehmen können, indem sie Gewerkschaftsmitglied 
werden.  
Das setzt aber voraus, dass wir das Wagnis eingehen, uns und auch unsere Orga-
nisationen, unsere Grundsatzpositionen und unsere Strategien zu verändern und 
weiterzuentwickeln. Das ist keine einfache Aufgabe und erfordert beträchtliches En-
gagement. Der Aufbau dynamischer, proaktiver und zeitgemäßer Organisationen ist 
jedoch unverzichtbar. 
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Durch seine Mitgliedschaft bekennt sich jedes Gewerkschaftsmitglied zum gewerk-
schaftlichen Prinzip, niemals zu einem geringeren Lohn oder zu schlechteren Ar-
beitsbedingungen als zu den gewerkschaftlich festgelegten zu arbeiten. Falls die Ge-
werkschaften überleben sollen, ist eine der dafür erforderlichen Voraussetzungen, 
dass sich ihr möglichst viele Menschen anschließen. 
Die für den EGÖD verfügbaren Finanzmittel und Ressourcen sind eng mit der Rekru-
tierungsfrage verbunden. Die Sicherstellung der  zukünftigen EGÖD-Finanzen und 
der Fähigkeit des Verbandes, seine Rolle in Europa wahrzunehmen und Ergebnisse 
mit dem sozialen Dialog zu erzielen, hängt davon ab, dass die Gewerkschaftsbewe-
gung insgesamt stärker wird durch steigende Mitgliederzahlen. 

Aktionspunkte: 
Rekrutierung und, gewerkschaftliche Organisierung  und Aktivierung müssen zu 
einem festen Bestandteil aller Aktivitäten der EGÖD-Mitglieder und Diskussionen 
innerhalb des EGÖD werden und oben auf der Agenda des EGÖD stehen. Dies 
erfordert die Umsetzung völlig neuer Modelle der Mitgliederwerbung, der Relation 
zwischen gewerkschaftlicher Organisierung und gewerkschaftlichem Einfluss und 
,der Entwicklung einer Rekrutierungsorganisation und der Aktivierung der Mitglie-
der und der potenziellen Mitgliedern in den Betrieben. In diesem Bereich diesen 
Bereichen müssen wir noch viel von einander lernen, und der EGÖD kann bei dem 
erforderlichen Austausch von Informationen eine zentrale Rolle übernehmen.
Fortsetzung der Netzwerkarbeit, in deren Rahmen erfolgreiche Gewerkschaften zei-
gen und erörtern, mit welchen Maßnahmen sie ihre Mitgliedszahlen und ihre Re-
präsentativität erhöhen und wie sie mehr Mitglieder und potenzielle Mitglieder zum 
Handeln bringen können. Wir müssen gute Praktiken veröffentlichen, wie wir „live“ 
in den Betrieben neue Mitglieder gewinnen, und wie wir „digital“ Mitglieder rekru-
tieren. Dabei sollten insbesondere auch Migrantinnen und Migranten in den Fokus 
genommen werden, zum Beispiel durch die Übersetzung wichtiger Botschaften in 
die wichtigsten Sprachen, die von ihnen gesprochen werden. Wir sollten weniger 
mehr handlungsorientiert reden und mehr danach handeln. Wir müssen herausfin-
den, über welches Potenzial der EGÖD und jedes Land verfügt und welches Größen-
ordnung tatsächlich erreicht werden kann. 
Gemeinsam mit PSI Entwicklung einer gemeinsamen Rekrutierungsstrategie, bei der 
es nicht nur um eine Erhöhung der Gesamtmitgliederzahl geht, sondern die auch die 
einzelnen Gewerkschaftern dabei unterstützt, zusätzliche Mitglieder zu gewinnen 
und zu expandierenden Gewerkschaften zu werden. 



18. Verteidigung 
des Sozialschutzes 
und des Sozialstaates
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Die von den Regierungen überall in Europa durchgesetzten Sparmaßnahmen führen 
zu harten Einsparungen von Sozialausgaben und Angriffen auf den Sozialschutz, 
die eine grundlegende soziale Sicherheit garantieren und auf diese Weise Armut, 
Benachteiligung sozial schwacher Gruppen und soziale Ausgrenzung verhindern.
Diese Angriffe gründen auf dem weithin akzeptierten und von Politik und Medien 
bestärkten Klischee, dass der Sozialstaat verantwortlich für ausufernde öffentliche 
Ausgaben sei und diese deshalb im Interesse einer nachhaltigen Haushaltspolitik  
zurückgestutzt werden müssten. Der universelle Anspruch auf staatliche Leistungen 
und eine staatliche Altersversorgung gilt jetzt als nicht mehr bezahlbar, Leistungs-
empfänger werden als nutzlose Belastung des Staates verunglimpft. Die Sicherung 
eines menschenwürdigen Lebens für alle, ob erwerbstätig oder nicht, wird zuneh-
mend als unnütze Ausgabe angesehen, die nicht länger garantiert werden kann.
Diese Klischeevorstellungen gilt es zu korrigieren durch einen noch intensiveren 
Wettstreit der Ideen, der jeden einzelnen Landeskontext berücksichtigt.
Das Ergebnis ist eine zunehmende Armut der sozial schwächsten Menschen der 
Gesellschaft: zum Beispiel Menschen mit Behinderungen, Familien mit niedrigen 

18. Verteidigung des Sozialschutzes 
und des Sozialstaates

Larry Brown – Nationaler Sekretär-Schatzmeister der National Union of Public and General Employees (NUPGE), Kanada
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Einkommen, alleinerziehende Elternteile, Flüchtlinge und ältere Menschen. Im Ver-
einigten Königreich sind staatliche Leistungen und Renten so niedrig wie in kaum 
einem anderen entwickelten Land; viele Menschen verlieren Haus, Wohnung und 
Arbeitsplatz.
Die Menschen, die am meisten unter der Kürzung von Sozialleistungen zu leiden 
haben, sind für die Staatsverschuldung infolge der Deregulierung des Handels, ris-
kanter Spekulationen und Bankenrettungen nicht verantwortlich. Nach Erkenntnis-
sen der OECD sind die Sozialausgaben in ihren 34 Mitgliedstaaten zwar seit 1980 
kontinuierlich gestiegen, diese Kostensteigerungen wurden aber fast vollständig 
durch das Wachstum der Bruttoinlandsprodukte bis zu Beginn der Finanzkrise aus-
geglichen. Mit anderen Worten – eine unkontrollierte Zunahme öffentlicher Ausga-
ben hat es nie gegeben. Außer Kontrolle ist hingegen der Steuermissbrauch durch 
Unternehmen und die gewohnheitsmäßige Nutzung von Steueroasen durch multi-
nationale Unternehmen und wohlhabende Personen, um keine Steuern zahlen zu 
müssen.
In den meisten Volkswirtschaften gibt es einen ungehobenen Schatz nicht gezahl-
ter Steuern. Es ist eine Frage des politischen Willens, diese Steuern einzuziehen. 
Die mit der Einführung transparenter, progressiver und personell gut ausgestatteter 
Steuersysteme sowie mit der Erhebung einer Finanztransaktionssteuer, der Schlie-

Rosa Pavanelli – Generalsekretärin von Public Service International (PSI) 
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ßung von Steueroasen und der Einführung effektiver Maßnahmen gegen Steuer-
hinterziehung zu erzielenden Einnahmen würden die Kürzungen von Sozialleistun-
gen weitgehend überflüssig machen.

Aktionspunkte:
Aktiv die von Politik und Medien verbreiteten Klischeevorstellungen über ausufern-
de Sozialausgaben widerlegen und die von den Regierungen durchgeführten Spar-
programme anprangern.
Unsere Mitgliedsgewerkschaften in ihrer Zusammenarbeit mit geeigneten örtlichen 
Bürgergruppen, Bürgerinitiativen gegen Armut und Initiativen für Steuergerechtig-
keit  bestärken und die Gründung solcher Gruppen unterstützen, wo sie noch nicht 
existieren.
Aktive Kampagnenarbeit für:

	 (i)	 Ein Mindesteinkommen als grundlegendes Menschenrecht;
	 (ii)	 Die Verteidigung universeller staatlicher Leistungen und Sozialschutzstan-

dards in den europäischen Ländern;
	 (iii)	 Die vollständige Umsetzung der IAO-Empfehlung aus dem Jahre 2012 für 

eine soziale Grundsicherung (Nr. 202);
	 (iv)	 Ein menschenwürdiges existenzsicherndes Niveau staatlicher Leistungen;
	 (v)	 Gut finanzierte Sozialsysteme, die den Bedürfnissen der Menschen gerecht 

werden;
	 (vi)	 Die Einführung effektiver und allgemeiner Vorschriften gegen Steuerhinter-

ziehung in die nationalen Rechtsvorschriften aller europäischen Staaten;
	 (vii)	 Verbot des Hochfrequenzhandels und die Einführung einer europäischen und 

internationalen Finanztransaktionssteuer und die Beseitigung aller Steueroasen;
	 (viii)	 Verwendung von Daten über die „europäische Steuerlücke“ sowie Veröf-

fentlichung dieser Zahl im Rahmen der laufenden Kampagne für Steuergerech-
tigkeit als echter Alternative zur Sparpolitik;

	 (ix)	 Die Einführung der länderbezogenen Berichterstattung für multinationale 
Unternehmen, damit sie in jedem Land die dort fällig werdenden Steuern zahlen;

	 (x)	 Investitionen in zusätzliches Verwaltungspersonal in den Bereichen Steue-
rerhebung und -eintreibung als effektivste Möglichkeit zur Schließung der Steu-
erlücke.

	 (xi)	 Staatlich gelenkte Gut finanzierte gemeindenahe Dienste, die dem Leitbild 
des gleichberechtigten Zugangs für alle entsprechen.
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Die Wirtschaftskrise von 2008 hat zu dem längsten wirtschaftlichen Abschwung 
innerhalb einer Generation geführt. Die Verursacher der Krise jedoch – die Kasino-
kapitalisten in den Führungspositionen unserer Finanzmärkte – wurden bisher noch 
nicht zur Verantwortung gezogen. 
Statt dessen haben zahlreiche Regierungen in Europa und über Europas Grenzen 
hinaus die Gelegenheit genutzt, bisher beispiellose Angriffe auf Kollektivverhand-
lungen, Arbeitnehmerrechte und unsere öffentlichen Dienste zu inszenieren.   
Unsere Mitglieder müssen verheerende Lohnkürzungen hinnehmen, obwohl die Le-
benskosten beständig steigen. Daraus ergibt sich ein drastischer Verlust des Lebens-
standards für die arbeitende Bevölkerung in Europa.   
Der EGÖD lehnt die derzeitige einseitige Fixierung auf die Sparpolitik in jeder Hin-
sicht ab. Stattdessen wird der EGÖD sich weiterhin mit seinen Kampagnen für mehr 
Investitionen in unsere öffentlichen Dienste einsetzen und dafür sorgen, dass wir die 
am stärksten gefährdeten Gruppen unserer Gesellschaft unterstützen und schützen. 
Arbeitsplatzverluste und die Erosion von Sozialgarantien haben zu einer zunehmen-
den Verarmung der Bevölkerung geführt. Qualitativ hochwertige öffentliche Dienste 
stehen im Mittelpunkt des Europas, das wir wollen und verdienen. Das Diktat der 
Sparprogramme hat versagt, es ist Zeit für eine Alternative. 
Wir sind der Überzeugung, dass der EGÖD weiterhin im Zentrum der Gegenwehr 
stehen sollte. Zu oft wird versucht, die ArbeitnehmerInnen zu spalten und den öf-
fentlichen Sektor gegen den privaten Sektor als zwei um ständig knapper werdende 
Ressourcen konkurrierende Lager zu stellen. Der EGÖD lehnt diese Strategie ab und 
wird sich weiterhin im Kampf für ein alternatives Modell für mehr Solidarität inner-
halb der gesamten europäischen Gewerkschaftsbewegung stark machen. 
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Aktionspunkte:
Abgesehen von seiner weiterhin wahrzunehmenden Führungsrolle in der Debatte 
gegen die Sparprogramme wird der EGÖD:
Eine Kampagne für die eindeutige Ausnahme der öffentliche Dienste, Gesund-
heitsversorgung und Bildung aus dem Geltungsbereich der zur Zeit verhandelten 
vorgeschlagenen Transatlantischen Handels- und Investitionspartnerschaft führen 
und sich gegen alle Versuche wehren, einen Mechanismus zur Beilegung von In-
vestor-Staat-Streitigkeiten in das potenzielle Abkommen aufzunehmen. Der EGÖD 
wird ebenfalls mit Schwestergewerkschaften in den USA zusammenarbeiten und 
mit ihnen jede Gelegenheit nutzen, um innovative Vorschläge für die Verbreitung 
des EU-Sozialmodells im Zuge dieser Verhandlungen zu entwickeln; zum Beispiel die  
Erweiterung des Rechts auf Vertretung in Europäischen Betriebsräten auch für ame-
rikanische ArbeitnehmerInnen. Gegen die Richtung opponieren, die das Freihandels-
abkommen zwischen der EU und den USA nimmt. Wir wehren uns gegen die Anglei-
chung von Rechten und Verordnungen nach unten und gegen alle dem Diktat der 
Liberalisierung folgenden  Versuche, die Gewinn der Multis zulasten der Menschen 
und der Umwelt zu steigern. Wir wiederholen unsere Forderung nach Transparenz 
in den Verhandlungen, der Offenlegung des europäischen Mandats und seiner Er-
örterung durch Parlamentsmitglieder, Gewerkschaften und die Zivilgesellschaft. Der 
EGÖD wird ebenfalls zu jeder Gelegenheit und in Zusammenarbeit mit den US-Ge-
werkschaften innovative Vorschläge für Sozialgarantien auf hohem Niveau vorlegen.
Eine führende Rolle in den fortgeführten Kampagnen auf nationaler, europäischer 
und globaler Ebene für eine Finanztransaktionssteuer übernehmen, um Spekulatio-
nen zu begrenzen und die Regulierung des Finanzsektors zu verbessern. 

*

*



Der EGÖD ist der Europäische Gewerkschaftsverband für den öffentlichen 
Dienst und das größte Mitglied des EGB. Er vertritt 8 Millionen Beschäftigte 
im öffentlichen Dienst in mehr als 265 Gewerkschaften. Wir organisieren Ar-
beitnehmerInnen in der Energie- und Wasserversorgung, in der Abfallwirt-
schaft, im Gesundheits- und Sozialwesen, in den  Kommunalverwaltungen 
und in der staatlichen Verwaltung in allen europäischen Ländern einschließ-
lich der östlichen Nachbarländer der EU. Der EGÖD ist die anerkannte Regi-
onalorganisation der Internationale der Öffentlichen Dienste (IÖD). Weitere 
Informationen über den EGÖD und seine Arbeit unter: http://www.epsu.org
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